
 

Übereinkommen über die Rechte des Kindes 

Ausschuss für die Rechte des Kindes  

CRC/C/GC/20, 06.12.2016 

 

 

Allgemeine Bemerkung Nr. 20 (2016) über 
die Umsetzung der Kinderrechte im Jugendalter 

 

 

– nichtamtliche Übersetzung des englischen Originals – 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  



 

 

 

 
Über diese Übersetzung 

 

Diese Übersetzung der Allgemeinen Bemerkung Nr. 20 des UN-Ausschusses für die 

Rechte des Kindes wurde von der Bundesarbeitsgemeinschaft kommunale 

Kinderinteressenvertretungen – Verein zur Umsetzung der Rechte des Kindes auf 

kommunaler Ebene e.V. (kurz BAG Kinderinteressen e.V.) – in Kooperation mit dem 

Frankfurter Kinderbüro erstellt. 

 

Die BAG Kinderinteressen e.V. verfolgt das Ziel, Kinderinteressen und Kinderrechte 

auf der kommunalen Ebene zu stärken, die UN-Kinderrechtskonvention umzusetzen 

und die Rahmen- und Arbeitsbedingungen von Kinderinteressenvertretungen in den 

Kommunen zu verbessern. Die Mitglieder die BAG Kinderinteressen e.V kommen aus 

dem Bereich der kommunalen Kinderinteressenvertretungen aus ganz Deutschland.  

 

Das Frankfurter Kinderbüro ist die kommunale Kinderinteressenvertretung der Stadt 

Frankfurt. 

 

Wir bedanken uns an dieser Stelle herzlich bei unserer Übersetzerin, Birgit Lamerz-

Beckschäfer, und bei Judith Striek für ihre Mitarbeit in der redaktionellen Bearbeitung 

der Übersetzung. 

 

Wir freuen uns, allen Interessierten den englischsprachigen Originaltext der 

Allgemeinen Bemerkung Nr. 20 des UN-Ausschusses für die Rechte des Kindes hier 

in deutscher Sprache an die Hand zu geben, damit Kinder und Jugendliche besser zu 

ihren Rechten kommen können.  

 

 

 

Frankfurt am Main, März 2022  

 

 

Deckblatt: © Frankfurter Kinderbüro. KinderArt! 2016: Sarah und Gog, beide 16 Jahre, Aquarell und 

Bleistift auf Papier.  



Vereinte Nationen CRC/C/GC/20* 

 

 

Übereinkommen über  
die Rechte des Kindes 

Verteiler: Allgemein 

6. Dezember 2016 

 

Original: Englisch 

 

 

 

 

 

Ausschuss für die Rechte des Kindes 

 

Allgemeine Bemerkung Nr. 20 (2016) über  
die Umsetzung der Kinderrechte im Jugendalter  

 

 
 

  

                                                             

* Aus technischen Gründen am 20. April 2017 zum dritten Mal erneut veröffentlicht 



CRC/C/GC/20 

 

2 
 

 

Page  

Inhalt 

I. Einführung ................................................................................................................................................. 3 

II.  Zielsetzungen ............................................................................................................................................ 5 

III.  Argumente für die Fokussierung auf Jugendliche ......................................................................... 5 

IV.  Allgemeine Grundprinzipien des Übereinkommens .................................................................... 7 

A.  Recht auf Entwicklung ........................................................................................................................... 7 

B.  Diskriminierungsverbot ........................................................................................................................ 8 

C.  Kindeswohl ................................................................................................................................................ 9 

D.  Recht auf Gehör und Beteiligung ........................................................................................................ 9 

V.  Jugendliche mit erhöhtem Aufmerksamkeitsbedarf ..................................................................10 

VI.  Allgemeine Umsetzungsmaßnahmen..............................................................................................13 

VII.  Definition von „Kind“............................................................................................................................14 

VIII.  Bürgerliche Rechte und Freiheiten ..................................................................................................15 

IX.  Gewalt gegen Kinder.............................................................................................................................18 

X.  Familiäres Umfeld und alternative Betreuung .............................................................................18 

XI.  Grundlagen für Gesundheit und Wohlergehen ............................................................................20 

XII.  Bildung, Freizeit und Kultur ...............................................................................................................23 

XIII.  Besondere Schutzmaßnahmen..........................................................................................................26 

XIV.  Internationale Zusammenarbeit .......................................................................................................30 

XV.  Verbreitung..............................................................................................................................................31 

 

 

 



CRC/C/GC/20 

 

3 
 

I. Einführung 

1. Das Übereinkommen über die Rechte des Kindes definiert als Kind jede Person 

unter 18 Jahren, es sei denn, diese Person wird nach jeweils geltendem Recht in einem 

früheren Alter als volljährig eingestuft. Es betont, dass die Vertragsstaaten die in ihm 

verankerten Rechte für jedes Kind in ihrem Hoheitsbereich ohne jegliche Diskriminierung 

achten und gewährleisten sollten. Es erkennt zwar die Rechte aller Menschen unter 18 

Jahren an, doch sind bei deren Verwirklichung auch der Entwicklungsstand und die sich 

entwickelnden Fähigkeiten der Kinder zu berücksichtigen. Ansätze für die Verwirklichung 

der Rechte von Jugendlichen unterscheiden sich dabei erheblich von denjenigen, die auf 

jüngere Kinder abzielen. 

2.  Die Jugend ist eine Lebensphase, die sich durch zunehmende Möglichkeiten, 

Fähigkeiten, Erwartungen, wachsende Energie und Kreativität, aber auch erhebliche 

Vulnerabilität auszeichnet. Jugendliche sind Akteur*innen des Wandels und eine große 

Bereicherung; sie leisten potenziell einen positiven Beitrag für ihre Familien, 

Gemeinschaften und Länder. Weltweit engagieren sie sich in vielen Bereichen, etwa in 

Gesundheits- und Bildungskampagnen, in der Unterstützung ihrer Familien, Peer 

Education, im Rahmen von Initiativen zum Wohl ihrer Gemeinschaften, in partizipativer 

Budgetplanung und kreativem Kunstschaffen. Sie setzen sich ein für Frieden, 

Menschenrechte, ökologische Nachhaltigkeit und Klimagerechtigkeit. Viele Jugendliche 

sind bestens mit den neuesten digitalen und sozialen Medien vertraut, die für ihre Bildung, 

Kultur und soziale Vernetzung zunehmend eine zentrale Rolle spielen und ein großes 

Potenzial für politisches Engagement und die Überwachung der Rechenschaftspflicht 

bieten. 

3.  Nach Kenntnis des Ausschusses wird das Potenzial von Jugendlichen in erheblichem 

Maße beeinträchtigt, weil die Vertragsstaaten keine Maßnahmen identifizieren oder 

finanzieren, die erforderlich wären, damit sie ihre Rechte wahrnehmen können. Den 

meisten Ländern liegen keine nach Alter, Geschlecht und Behinderung aufgeschlüsselte 

Daten vor, anhand derer sie Leitlinien erarbeiten, Defizite ermitteln und die Zuweisung 

angemessener Ressourcen für Jugendliche unterstützen könnten. Für Kinder oder 

Jugendliche konzipierte allgemeine politische Maßnahmen gehen oft nicht auf Jugendliche 

in ihrer ganzen Bandbreite ein und reichen nicht aus, um die Verwirklichung ihrer Rechte 

zu gewährleisten. Untätigkeit  und Misserfolg haben einen hohen Preis: Die Grundlagen, 

die im Laufe der Jugend für die emotionale Sicherheit, Gesundheit, Sexualität, Bildung, 

Fertigkeiten, Resilienz und Kenntnis der eigenen Rechte geschaffen werden, haben 

tiefgreifende Folgen nicht nur für einen optimalen individuellen Werdegang der jungen 

Menschen, sondern auch für die gegenwärtige und künftige Entwicklung von Gesellschaft 

und Volkswirtschaft. 

4.  In der vorliegenden Allgemeinen Bemerkung gibt der Ausschuss den Staaten 

Leitlinien für die erforderlichen Maßnahmen an die Hand, mit denen sie die 

Verwirklichung der Rechte von Jugendlichen gewährleisten können; berücksichtigt wird 

dabei u.a. die Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung. Das vorliegende Dokument 

unterstreicht den Stellenwert eines menschenrechtsbasierten Ansatzes, der über die 

Anerkennung und Achtung der Würde und Handlungsmacht von Jugendlichen hinaus ihre 

Empowerment, Bürgerschaft und aktive Bestimmung über ihr eigenes Leben und die 
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Förderung eines Optimums an Gesundheit, Wohlbefinden und Entwicklungsspielraum 

beinhaltet und in dem sich die Vertragsstaaten zur diskriminierungsfreien Förderung, zum 

Schutz und zur Verwirklichung der Menschenrechte Jugendlicher verpflichten. 

5.  Der Ausschuss ist sich im Klaren darüber, dass „Jugend“ nicht leicht zu definieren ist 

und jedes Kind zu einem anderen Zeitpunkt die Erwachsenenreife erreicht. Die Pubertät 

setzt bei Jungen und Mädchen nicht im selben Alter ein, und einige ihrer Gehirnfunktionen 

reifen in unterschiedlichem Tempo. Dass der Übergang von der Kindheit zum 

Erwachsensein durch das Umfeld und die Umgebung geprägt wird, bezeugen die ganz 

verschiedenen kulturellen Erwartungen an Jugendliche sowohl in nationalen 

Gesetzeswerken, die voneinander abweichende Altersschwellen für den Eintritt in das 

Erwachsenenleben vorsehen, als auch in internationalen Gremien, die verschiedene 

Altersstufen als Jugend definieren. Die vorliegende Allgemeine Bemerkung bemüht sich 

deshalb nicht um eine Festlegung von „Jugend“ oder „Adoleszenz“. Im Interesse der 

Einheitlichkeit der Datenerhebung konzentriert er sich stattdessen auf den Zeitraum der 

Kindheit und Jugend zwischen dem 10. Lebensjahr bis zum 18. Geburtstag.1   

6. Der Ausschuss stellt fest, dass mehrere seiner Allgemeinen Bemerkungen für 

Jugendliche von besonderer Relevanz sind. Dies gilt insbesondere für diejenigen, die sich 

auf die Gesundheit und Entwicklung von Jugendlichen, HIV/AIDS, die Beseitigung frauen- 

und kinderfeindlicher Praktiken, unbegleitete und von der Familie getrennte K inder und die 

Jugendgerichtsbarkeit beziehen. Der Ausschuss unterstreicht den besonderen Stellenwert 

für Jugendliche der aus dem Tag der allgemeinen Diskussion über digitale Medien und 

Kinderrechte abgeleiteten Empfehlungen. Die vorliegende Allgemeine Bemerkung soll einen 

Überblick darüber geben, auf welche Weise die Kinderrechtskonvention in ihrer Gesamtheit 

im Hinblick auf alle Jugendlichen zu verstehen und umzusetzen ist. Sie sollte zusammen mit 

anderen Allgemeinen Bemerkungen und mit den Dokumenten des Tages der allgemeinen 

Diskussion gelesen werden. 

  

                                                             

1 Siehe www.who.int/maternal_child_adolescent/topics/adolescence/dev/en/.  
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II.  Zielsetzungen 

7.  Die vorliegende Allgemeine Bemerkung soll:  

 (a)  den Vertragsstaaten Leitlinien für die Gesetzgebung, politische Richtlinien und 

Dienstleistungen an die Hand geben, mit deren Hilfe sie eine Entwicklung Jugendlicher in 

vollem Umfang unter Wahrung ihrer Rechte gewährleisten können;  

 (b)  das Bewusstsein für die Chancen und Herausforderungen schärfen, denen 

Jugendliche gegenüberstehen;  

 (c)  die Kenntnis und Berücksichtigung der allmählichen Entwicklung 

Jugendlicher und deren Folgen für die Verwirklichung ihrer Rechte stärken;  

 (d) eine vermehrte Sichtbarkeit und Wahrnehmung von Jugendlichen fördern und 

zu Investitionen anregen, mit deren Hilfe diese ihre Rechte auch im Laufe ihres späteren 

Lebens verwirklichen können.  

III.  Argumente für die Fokussierung auf Jugendliche 

8.  Der Ausschuss weist die Vertragsstaaten darauf hin, dass sie sich mit Nachdruck auf 

Jugendliche konzentrieren sollten, um die Verwirklichung von deren Rechten zu fördern, 

ihren potenziellen Beitrag zu einem positiven, fortschrittlichen gesellschaftlichen Wandel 

zu stärken und sie bei der Bewältigung der Herausforderungen zu unterstützen, denen sie 

sich beim Heranwachsen vom Kind zum Erwachsenen in einer zunehmend globalisierten 

und komplexen Welt gegenübersehen. 

9.  Jugendliche durchleben eine rasante Entwicklungskurve. Die Tragweite dieser 

Veränderungen ist bisher nicht so gut erforscht wie diejenigen in der frühkindlichen 

Phase. Die Jugend ist innerhalb der Entwicklung des Menschen eine einzigartige Etappe. 

Ihre Merkmale sind das schnelle Wachstum von Gehirn und Körper, zunehmende 

kognitive Fähigkeiten, das Einsetzen von Pubertät und Sexualität sowie die Herausbildung 

neuer Fähigkeiten, Stärken und Fertigkeiten. In dem Maße, wie Jugendliche von einer 

Abhängigkeitssituation zu mehr Autonomie heranwachsen, hegen sie größere 

Erwartungen an ihre Rolle in der Gesellschaft und unterhalten engere Beziehungen zu 

ihren Peers. 

10.  Im Laufe des zweiten Lebensjahrzehnts erkunden und gestalten Kinder Schritt für 

Schritt ihre persönliche und kollektive Identität im Zuge einer komplexen Interaktion mit 

ihrer eigenen Familien- und Kulturgeschichte; sie erleben die Herausbildung eines 

Identitätsgefühls als Individuum und als Teil einer Peergroup, das sie oftmals in Form von 

Sprache, Kunst und Kultur ausdrücken. Bei vielen läuft dieser Prozess innerhalb der 

digitalen Welt ab und wird von dieser maßgeblich beeinflusst. Während Jugendliche sich 

zwischen Minderheiten- und Mainstream-Kulturen ihren eigenen Weg bahnen, 

durchlaufen sie einen sehr komplexen Prozess des Aufbaus und Ausdruck ihrer Identität. 

 Anerkennung der Adoleszenz als Teil des Lebenswegs  

11.  Um jedem Kind eine optimale Entwicklung während seiner gesamten Kindheit zu 

gewährleisten, muss bekannt sein, welche Auswirkungen jeder Lebensabschnitt auf die 

nachfolgenden Phasen hat. Die Adoleszenz ist eine wichtige Etappe der Kindheit an sich, 
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aber auch eine kritische Zeit des Übergangs, in der die Lebenschancen verbessert werden 

können. Positive frühkindliche Interventionen und Erfahrungen erleichtern die optimale 

Weiterentwicklung vom Kind zum/zur Jugendlichen.2 Investitionen in junge Menschen 

laufen jedoch unter Umständen ins Leere, wenn nicht auch deren Rechte während der 

gesamten Adoleszenz angemessen gewürdigt werden. Darüber hinaus können positive und 

unterstützende Erfahrungen jungen Menschen dabei helfen, die negativen Folgen 

frühkindlicher Traumata teilweise aufzuwiegen und ihre Resilienz so zu stärken, dass 

künftige Schäden abgemildert werden. Der Ausschuss unterstreicht deshalb die Wichtigkeit 

einer Lebensverlaufsperspektive. 

 Herausforderungen im Umfeld  

12.  Jugendliche sind oft einer ganzen Reihe von Gefährdungen ausgesetzt, die ein 

digitales Umfeld verstärken oder verschärfen kann. Dazu gehören Drogenkonsum und -

abhängigkeit, Gewalt und Missbrauch, sexuelle oder wirtschaftliche Ausbeutung, 

Menschenhandel, Migration, Radikalisierung oder Rekrutierung durch kriminelle Banden 

oder Milizen. Auf dem Weg zum Erwachsensein brauchen Jugendliche angemessene 

Erziehung und Unterstützung, um lokale und globale Herausforderungen wie Armut und 

Benachteiligung, Diskriminierung, Klimawandel und Umweltzerstörung, Urbanisierung 

und Migration, gesellschaftliche Überalterung, schulischen Leistungsdruck und 

eskalierende humanitäre und sicherheitspolitische Krisen zu bewältigen. Jugendliche, die 

infolge zunehmender globaler Migration in heterogeneren und multiethnischen 

Gesellschaften aufwachsen, benötigen hierfür zudem vermehrt die Befähigung zu 

Verständnis, Toleranz und friedlichem Zusammenleben. Vor diesem Hintergrund sollte in 

Maßnahmen investiert werden, die Jugendliche so stärken, dass sie diese 

Herausforderungen bewältigen oder abmildern können, sowie die zu Ausgrenzung und 

Marginalisierung führenden gesellschaftlichen Triebkräfte bekämpfen und junge 

Menschen in die Lage zu versetzen, die schwierigen, im Wandel begriffenen sozialen, 

wirtschaftlichen und digitalen Bedingungen zu meistern. 

 Phase gesundheitlicher Risiken  

13.  Obwohl das Jugendalter im Vergleich zu anderen Altersgruppen im Allgemeinen 

durch eine relativ niedrige Sterblichkeit gekennzeichnet ist, besteht auch in dieser 

Lebensphase durchaus ein Risiko, zu erkranken oder zu sterben, u.a. durch vermeidbare 

Ursachen wie Geburten, unsachgemäße Abtreibungen, Verkehrsunfälle, sexuell 

übertragbare Infektionen einschließlich HIV, Verletzungen durch andere, psychische 

Beeinträchtigungen und Selbstmord. All diese Faktoren sind mit bestimmten 

Verhaltensweisen verknüpft und erfordern eine sektorübergreifende Zusammenarbeit. 

  

                                                             

2 Siehe Allgemeine Bemerkung Nr. 7 (2005) des Ausschusses für die Rechte des Kindes über die 
Anwendung der Kinderrechte in der frühen Kindheit, Ziff. 8. 
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IV.  Allgemeine Grundprinzipien des Übereinkommens 

14.  Die allgemeinen Grundprinzipien des Übereinkommens geben den Blickwinkel für 

den Umsetzungsprozess vor und dienen als Richtschnur für die Festlegung von 

Maßnahmen, die erforderlich sind, um die Verwirklichung der Rechte von Kindern 

während des Heranwachsens zu gewährleisten. 

A.  Recht auf Entwicklung  

 Ein positiver, ganzheitlicher Ansatz  

15.  Der Ausschuss hält es für unabdingbar, die Jugend und die mit ihr einhergehenden 

Besonderheiten als positive Entwicklungsphase der Kindheit zu werten. Er bedauert das 

weit verbreitete negative Bild der Adoleszenz, in dessen Gefolge Interventionen und 

Dienstleistungen eher punktuell und problemorientiert erfolgen, anstatt dass sich die 

Staaten um den Aufbau eines optimalen Umfelds bemühen, das die Rechte der 

Jugendlichen gewährleistet und die Herausbildung ihrer physischen, psychischen, 

spirituellen, sozialen, emotionalen, kognitiven, kulturellen und wirtschaftlichen 

Fähigkeiten fördert. 

16.  Die Staaten sollten gemeinsam mit nichtstaatlichen Akteuren durch Dialog mit den 

Jugendlichen unter ihrer Mitwirkung ein Umfeld fördern, das den immanenten Wert der 

Jugend anerkennt und Maßnahmen vorsieht, die ihnen helfen, sich zu entfalten, ihre im 

Keim befindlichen Identitäten, Überzeugungen, Sexualitäten und Chancen zu ermitteln, 

Gefahren und Sicherheit abzuwägen, die Fähigkeit aufzubauen, freie, aufgeklärte, positive 

Entscheidungen zu treffen, Lebenswege anzubahnen und den Übergang ins 

Erwachsenenalter erfolgreich zu bewältigen. Erforderlich ist dazu ein Ansatz, der auf ihre 

Stärken setzt und den Beitrag anerkennt, den Jugendliche zu ihrem eigenen Leben und 

demjenigen anderer leisten können, und der gleichzeitig die Barrieren abbaut, die diese 

Möglichkeiten einschränken. 

17.  Faktoren, die bekanntermaßen die Resilienz und gesunde Entwicklung von 

Jugendlichen fördern, sind u.a. (a) enge Beziehungen zu und Unterstützung durch 

erwachsene Bezugspersonen, (b) Möglichkeiten zur Teilhabe und Einbeziehung in 

Entscheidungen, (c) die Befähigung zur Problemlösung und Bewältigung von 

Rückschlägen, (d) ein sicheres und gesundes lokales Umfeld, (e) die Respektierung 

individueller Züge und (f) Möglichkeiten zur Anbahnung und Pflege von Freundschaften. 

Der Ausschuss unterstreicht, dass die Chance, solche sozialen Werte aufzubauen und zu 

nutzen, die Jugendlichen bessere Chancen eröffnet, selbst an der Verwirklichung ihrer 

Rechte mitzuwirken, etwa indem sie auf körperliche und geistige Gesundheit achten, 

riskantes Verhalten vermeiden, mit Rückschlägen fertigwerden, schulische Leistungen 

erbringen, Toleranz zeigen, Freundschaften schließen und Führungsqualitäten unter 

Beweis stellen.  

 Achtung vor den sich entwickelnden Fähigkeiten  

18.  Artikel 5 des Übereinkommens verlangt, dass die elterliche Führung und Anleitung 
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in einer Weise erfolgt, die mit den sich entwickelnden Fähigkeiten des Kindes vereinbar 

ist. Der Ausschuss definiert „sich entwickelnde Fähigkeiten“ als ein ermächtigendes 

Prinzip, das den Reifungs- und Lernprozess bestimmt, durch den Kinder Schritt für Schritt 

Kompetenzen, Verständnis3 und ein zunehmendes Maß an Handlungsfähigkeit erwerben, 

sodass sie Verantwortung übernehmen und ihre Rechte wahrnehmen können. Je mehr ein 

Kind weiß und versteht, so die Einschätzung des Ausschusses, desto mehr müssen die 

Eltern oder Erziehungsberechtigten die Anleitung und Führung durch Ermahnungen und 

Ratschläge, später dann durch einen Austausch auf Augenhöhe ersetzen.4  

19.  Der Ausschuss unterstreicht, dass das Recht auf die zunehmende Übernahme von 

Verantwortung die Staaten nicht von ihrer Pflicht entbindet, Kindern Schutz zu gewähren.5 

Die allmähliche Lösung aus dem Schutz der Familie oder eines anderen 

Betreuungsumfelds kann Jugendliche bei mangelnder Erfahrung und Handlungsmacht 

vermehrt Verletzungen ihrer Rechte aussetzen. Die Einbeziehung von Jugendlichen in die 

Identifizierung potenzieller Risiken und die Entwicklung und Umsetzung von 

Programmen zu deren Minderung trägt nach Meinung des Ausschusses zu ihrem 

wirksameren Schutz bei. Durch die Achtung ihrer Rechte auf Gehör, auf die Verfolgung von 

Rechtsverletzungen und auf Wiedergutmachung erlangen Jugendliche Schritt für Schritt 

die Befähigung, ihren Schutz selbst in die Hand zu nehmen. 

20.  Bei der Suche nach einem ausgewogenen Gleichgewicht zwischen der Achtung der 

sich entwickelnden Fähigkeiten von Jugendlichen und einem angemessenen Schutzniveau 

sollte eine Reihe von Faktoren berücksichtigt werden, die sich auf die 

Entscheidungsfindung auswirken, wie etwa der vorhandene Gefährdungsgrad, das 

Ausbeutungspotenzial, das Verständnis für die Entwicklung von Jugendlichen, die 

Erkenntnis, dass die Herausbildung von Kompetenzen und Verstehen nicht immer gleich 

schnell erfolgen, und die Anerkennung individueller Erfahrungen und Fähigkeiten.  

B.  Diskriminierungsverbot  

21.  Der Ausschuss hat zahlreiche Diskriminierungsformen identifiziert. Viele davon 

treffen Jugendliche in besonderem Maße und bedürfen einer sektorübergreifenden 

Analyse sowie gezielter ganzheitlicher Maßnahmen.6 Zum einen kann die Jugend selbst 

Anlass zu Diskriminierungen geben. In dieser Lebensphase werden Jugendliche teilweise 

allein aufgrund ihrer Zugehörigkeit zu dieser Altersgruppe als bedrohlich oder feindselig 

empfunden, inhaftiert, ausgebeutet oder Gewalt ausgesetzt. Paradoxerweise werden sie 

zugleich oft als inkompetent eingestuft; ihnen wird die Fähigkeit abgesprochen, selbst 

über ihr Leben zu bestimmen. Der Ausschuss ruft die Staaten auf, dafür zu sorgen, dass 

sämtliche Rechte aller heranwachsenden Jungen und Mädchen gleichermaßen geachtet 

und geschützt werden; umfassende geeignete Fördermaßnahmen sollten Bedingungen, 

die aus gleich welchem Anlass7 unmittelbar oder mittelbar zur Diskriminierung einer 

Gruppe von Heranwachsenden führen, abmildern oder beseitigen. Die Staaten werden 

                                                             

3 Ebd., Ziff. 17. 
4 Siehe Allgemeine Bemerkung Nr. 12 (2009) über das Recht des Kindes auf Gehör, Ziff. 84. 
5 Siehe z.B. Art. 32–39 der Kinderrechtskonvention. 
6 Siehe www2.ohchr.org/english/issues/women/rapporteur/docs/15YearReviewofVAWMandate.pdf. 
7 Siehe Allgemeine Bemerkung Nr. 5 (2003) über allgemeine Maßnahmen zur Umsetzung des 
Übereinkommens über die Rechte des Kindes, Ziff. 12. 
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daran erinnert, dass nicht jede Andersbehandlung eine Diskriminierung darstellt, sofern 

die Kriterien für eine solche Differenzierung rational und objektiv sind und einen gemäß 

Übereinkommen legitimen Zweck erfüllen sollen.8 

C.  Kindeswohl  

22.  Bei dem Anspruch eines Kindes auf Berücksichtigung seines Wohls als vorrangige 

Erwägung handelt es sich um ein substantielles Recht, einen interpretativen 

Rechtsgrundsatz und eine Verfahrensregel mit Geltung für Kinder als Individuen ebenso 

wie als Kollektiv.9 Bei allen Maßnahmen zur Umsetzung des Übereinkommens, 

einschließlich Gesetzgebung, Politik, Wirtschafts- und Sozialplanung, Beschlussfassung und 

Haushaltsentscheidungen, sollte mit entsprechenden Verfahren sichergestellt werden, dass 

das Kindeswohl auch in Bezug auf Jugendliche bei allen sie betreffenden Maßnahmen als 

vorrangiger Gesichtspunkt berücksichtigt wird. Im Licht seiner Allgemeinen Bemerkung Nr. 

14 (2013) über das Recht des Kindes auf Berücksichtigung seines Wohls als vorrangiger 

Gesichtspunkt betont der Ausschuss, dass bei der Ermittlung des Kindeswohls die Ansichten 

des Kindes im Einklang mit seinen sich entwickelnden Fähigkeiten10  und unter 

Berücksichtigung seiner Besonderheiten in Betracht gezogen werden sollten. Die 

Vertragsstaaten sollten dafür Sorge tragen, dass die Ansichten Jugendlicher in dem Maße, 

wie ihr Verständnis und ihre Reife zunehmen, angemessen berücksichtigt werden. 

D.  Recht auf Gehör und Beteiligung 

23.  Gemäß Artikel 12 des Übereinkommens sollten die Vertragsstaaten Maßnahmen 

ergreifen, um das Recht von Jugendlichen auf freie Meinungsäußerung in allen sie 

betreffenden Angelegenheiten entsprechend ihrem Alter und ihrer Reife zu garantieren 

und sicherzustellen, dass sie z.B. bei Entscheidungen, die ihre Bildung, ihre Gesundheit, 

ihre Sexualität, ihr Familienleben sowie Gerichts- und Verwaltungsverfahren betreffen, 

angemessen einbezogen werden. Die Staaten sollten sicherstellen, dass Jugendliche an der 

Erstellung, Umsetzung und Überwachung aller für ihr Leben relevanten Gesetze, Politiken, 

Dienstleistungen und Programme in der Schule und auf kommunaler, lokaler, nationaler 

und internationaler Ebene beteiligt werden.11 Die Online-Umgebung bietet bedeutende 

neue Möglichkeiten zur Stärkung und Ausweitung ihrer Einbeziehung. Die Maßnahmen 

sollten einhergehen mit der Einführung sicherer, barrierefreier Beschwerde- und 

Rechtsbehelfsmechanismen, die eine Entscheidungsbefugnis über die von Jugendlichen 

geltend gemachten Rechte haben, und mit dem Zugang zu subventionierten oder 

kostenlosen Rechtsdienstleistungen und anderer angemessener Unterstützung. 

24.  Der Ausschuss unterstreicht die Bedeutung der Partizipation als Mittel der 

politischen und zivilen Einbeziehung, mit dessen Hilfe Jugendliche die Verwirklichung 

ihrer Rechte aushandeln und einfordern und die Staaten zur Verantwortung ziehen 

können. Die Staaten sollten mithilfe entsprechender Leitlinien die Möglichkeiten der 

politischen Beteiligung verbessern, die für die Herausbildung aktiver Bürgerschaft von 

                                                             

8 Siehe Allgemeine Bemerkung des Menschenrechtsausschusses über das Diskriminierungsverbot, Ziff. 
147. 
9 Siehe Allgemeine Bemerkung Nr. 14 (2013) des Ausschusses für die Rechte des Kindes über das Recht 
des Kindes auf Berücksichtigung seines Wohls als ein vorrangiger Gesichtspunkt, Ziff. 6. 
10 Siehe Allgemeine Bemerkung Nr. 12, Ziff. 70–74, und Nr. 14, Ziff. 43–45. 
11 Siehe Allgemeine Bemerkung Nr. 12, Ziff. 27. 
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entscheidender Bedeutung ist. Jugendliche können sich mit Peers vernetzen, sich an 

politischen Prozessen beteiligen und ihre Handlungskompetenz stärken, um sachlich 

fundierte Entscheidungen zu treffen; sie sollten deshalb bei der Gründung von 

Organisationen unterstützt werden, die ihnen die Teilhabe auf unterschiedlichen Wegen, 

auch über digitale Medien, ermöglichen. Entscheiden sich Vertragsstaaten zu einer 

Absenkung des Wahlalters auf unter 18 Jahre, sollten sie in Maßnahmen investieren, die 

Jugendliche dabei unterstützen, ihre Rolle als aktive Bürger*innen zu verstehen, zu 

würdigen und auszufüllen, u.a. durch eine Erziehung in Bürgerkunde und 

Menschenrechten und durch die Ermittlung und Beseitigung von Hindernissen, die ihrer 

Einbeziehung und Beteiligung im Wege stehen. 

25.  Der Ausschuss stellt fest, dass das Verständnis und Bewusstsein Erwachsener für 

das Recht der Jugendlichen auf Partizipation wichtig dafür ist, dass Jugendliche dieses 

Recht auch wahrnehmen können; er ermuntert die Vertragsstaaten zu Investitionen in 

Ausbildung und Sensibilisierung, insbesondere von Eltern und Betreuungspersonen, 

Fachleuten, die mit und für Jugendliche arbeiten, sowie politischen 

Entscheidungsträger*innen. Unterstützung ist erforderlich, sodass Erwachsene zu 

Mentor*innen und Vermittler*innen werden und Jugendliche dazu anleiten können, mehr 

Verantwortung für ihr eigenes Leben und das Leben der Menschen in ihrem Umfeld zu 

übernehmen. 

V.  Jugendliche mit erhöhtem Aufmerksamkeitsbedarf  

26.  Bestimmte Kategorien von Jugendlichen sind oft in besonderem Maße einer 

mehrfachen Vulnerabilität sowie Verstößen gegen ihre Rechte ausgesetzt, darunter auch 

Diskriminierung und sozialer Ausgrenzung. Jegliche Maßnahmen im Sinne von 

Rechtsvorschriften, politischen Leitlinien und Programmen, die sich vorrangig an 

Jugendliche wenden, sollten solche sich überschneidenden Rechtsverletzungen und die 

damit verbundenen negativen Auswirkungen auf die betroffenen Jugendlichen 

berücksichtigen. 

 Mädchen 

27.  Im Laufe der Adoleszenz gewinnen geschlechtsspezifische Unterschiede an 

Bedeutung. Ausprägungen der Diskriminierung, Benachteiligung und Stereotypisierung 

von Mädchen nehmen oft zu und ziehen gravierende Verletzungen ihrer Rechte nach sich. 

Hierzu zählen Kinder- und Zwangsheirat, Schwangerschaft Jugendlicher, weibliche 

Genitalverstümmelung, geschlechtsspezifische körperliche, psychische und sexuelle 

Gewalt, Missbrauch, Ausbeutung und Menschenhandel.12 Kulturelle Normen, die Mädchen 

einen geringeren Wert zuweisen, können die Wahrscheinlichkeit erhöhen, dass sie zu 

Hause eingesperrt werden, keinen Zugang zu Sekundar- und Hochschulbildung erhalten, 

nur begrenzte Möglichkeiten für Freizeit, Sport, Erholung und Einkommenserwerb haben, 

ihnen der Zugang zu Kultur und Kunst verwehrt wird und beschwerliche Aufgaben im 

Haushalt und in der Kinderbetreuung aufgebürdet werden. In vielen Ländern sind die 

Indikatoren für Gesundheit und Lebenszufriedenheit bei Mädchen niedriger als bei 

                                                             

12 Siehe A/HRC/26/22, Ziff. 21. 
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Jungen. Diese Diskrepanz verschärft sich mit zunehmendem Alter. 

28.  Die Staaten sollten proaktiv Maßnahmen ergreifen, um das Empowerment von 

Mädchen zu fördern, patriarchalische und andere schädliche Geschlechternormen und -

stereotypen zu hinterfragen und Rechtsreformen zur Bekämpfung der unmittelbaren und 

mittelbaren Diskriminierung von Mädchen einzuleiten; dies sollte gemeinsam mit allen 

Beteiligten einschließlich der Zivilgesellschaft, von Frauen und Männern, traditionellen 

und religiösen Führungspersonen und den Jugendlichen selbst erfolgen. Um die Rechte 

von Mädchen gleichberechtigt mit denen von Jungen zu gewährleisten, sind explizite 

Vorgaben in allen Gesetzen, politischen Leitlinien und Programmen erforderlich. 

 Jungen 

29.  Mit Gewalt und Dominanz verknüpfte traditionelle Männlichkeitskonzepte und 

Geschlechternormen können die Rechte von Jungen beeinträchtigen, etwa wenn sie zu 

gefährlichen Initiationsriten gezwungen oder Gewalt ausgesetzt, von Banden drangsaliert, 

zur Beteiligung an Milizen, an extremistischen Gruppen und am Menschenhandel gedrängt 

werden. Das Leugnen der Vulnerabilität männlicher Jugendlicher gegenüber Missbrauch 

und Ausbeutung physischer und sexueller Natur erschwert zudem in vielen Fällen massiv 

ihren Zugang zu Informationen, Gütern und Diensten im Bereich der sexuellen und 

reproduktiven Gesundheit und damit auch zu schützenden Diensten.  

30.  Der Ausschuss ruft die Staaten nachdrücklich zu Maßnahmen auf, die gegen solche 

Rechtsverletzungen vorgehen, negative Wahrnehmungen von Jungen bekämpfen, positive 

Männlichkeitsvorstellungen fördern; sie sollen auf Machismo basierende Kulturwerte 

überwinden und die geschlechtsspezifischen Dimensionen des erlebten Missbrauchs 

transparenter machen. Die Staaten sollten zudem anerkennen, dass bei allen Maßnahmen 

zur Verwirklichung der Geschlechtergleichstellung sowohl Jungen und Männer als auch 

Mädchen und Frauen einbezogen werden sollten. 

 Jugendliche mit Behinderungen  

31.  Der Ausschuss hat bereits an anderer Stelle auf die weite Verbreitung der Vorurteile, 

Ausgrenzung, sozialen Isolation und Diskriminierung hingewiesen, denen viele Kinder mit 

Behinderungen ausgesetzt sind.13 Jugendlichen mit Behinderungen werden in vielen 

Staaten gewohnheitsmäßig die Chancen genommen, die anderen Jugendlichen 

offenstehen. Von sozialen, kulturellen und religiösen Übergangsriten sind sie meist 

ausgeschlossen. Sehr vielen von ihnen wird der Zugang zur Sekundar- oder 

Hochschulbildung oder Berufsausbildung verwehrt und sie damit am Erwerb der sozialen, 

pädagogischen und wirtschaftlichen Fertigkeiten gehindert, die sie für eine spätere 

Berufstätigkeit benötigen, um sich selbst aus der Armutsfalle zu befreien. Weitgehend 

verweigert wird ihnen der Zugang zu Informationen und Diensten im Bereich der 

sexuellen und reproduktiven Gesundheit. Es kommt vor, dass sie zwangssterilisiert oder 

zur Empfängnisverhütung gezwungen werden, was eine unmittelbare Verletzung ihrer 

Rechte darstellt und in einigen Fällen als Folter oder Misshandlung gewertet werden 

muss.14 Jugendliche mit Behinderungen sind unverhältnismäßig häufig Opfer körperlicher 

                                                             

13 Siehe Allgemeine Bemerkung Nr. 9 (2006) über die Rechte von Kindern mit Behinderungen, Ziff. 8–10. 
14 Siehe A/HRC/22/53. 
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und sexueller Gewalt sowie von Kinder- oder Zwangsheiraten. Der Zugang zur Justiz und 

der Anspruch auf Wiedergutmachung werden Ihnen in der Regel verweigert.15  

32.  Gemäß Artikel 23 des Übereinkommens und den Empfehlungen in der Allgemeinen 

Bemerkung Nr. 9 (2006) über die Rechte von Kindern mit Behinderungen sollten die 

Vertragsstaaten mit geeigneten Maßnahmen solche Barrieren beseitigen, die Achtung der 

Rechte von Jugendlichen mit Behinderungen im gleichen Maße wie nicht behinderten 

Jugendlichen gewährleisten, ihre volle Inklusion fördern und den reibungslosen Übergang 

vom Jugend- zum Erwachsenenalter für sie vereinfachen. Für Jugendliche mit 

Behinderungen sollten darüber hinaus Möglichkeiten zur unterstützten 

Entscheidungsfindung geschaffen werden, um ihre aktive Beteiligung an allen sie 

betreffenden Angelegenheiten zu erleichtern. 

 Lesbische, schwule, bisexuelle, transgender und intersexuelle Jugendliche  

33.  Lesbische, schwule, bisexuelle, transgender und intersexuelle Jugendliche sind 

oftmals Verfolgung ausgesetzt, nicht selten verbunden mit Missbrauch und Gewalt, 

Stigmatisierung, Diskriminierung, Mobbing, dem Ausschluss von Bildung und Ausbildung 

sowie mangelnder familiärer und sozialer Unterstützung oder fehlendem Zugang zu 

sexuellen und reproduktiven Gesundheitsdiensten und Informationen.16  Im Extremfall 

sind sie sexuellen Übergriffen und Vergewaltigungen ausgesetzt und laufen sogar Gefahr, 

getötet zu werden. Solche Erfahrungen werden mit einem geringen Selbstwertgefühl und 

einer höheren Inzidenz von Depressionen, Selbstmord und Obdachlosigkeit in Verbindung 

gebracht.17 

34.  Der Ausschuss unterstreicht den Anspruch aller Jugendlichen auf freie 

Meinungsäußerung und die Achtung ihrer physischen und psychischen Unversehrtheit, 

Geschlechtsidentität und beginnenden Autonomie. Er verurteilt vermeintliche „Therapien“ 

zur Änderung der sexuellen Orientierung sowie unter Zwang an intersexuellen 

Jugendlichen vorgenommene Operationen oder Behandlungen. Er ruft die Staaten dazu 

auf, solchen Praktiken entgegenzutreten, alle Gesetze aufzuheben, die Menschen wegen 

ihrer sexuellen Orientierung, ihrer Geschlechtsidentität oder ihres intersexuellen Status 

kriminalisieren oder auf andere Weise diskriminieren, und stattdessen Gesetze zu 

verabschieden, die jegliche Diskriminierung aus diesen Gründen verbieten. Die Staaten 

sollten sich zudem dafür stark machen, alle lesbischen, schwulen, bisexuellen, transgender 

und intersexuellen Jugendlichen vor jeglicher Form von Gewalt, Diskriminierung oder 

Mobbing zu schützen, indem sie die Öffentlichkeit sensibilisieren und Maßnahmen zur 

Gewährleistung ihrer Sicherheit und Unterstützung verabschieden. 

 Jugendliche Indigene und Angehörige von Minderheiten  

35.  Die unzureichende Aufmerksamkeit und Achtung für die Kulturen, Werte und 

Weltanschauungen von Jugendlichen aus Minderheiten und indigenen Gruppen kann im 

                                                             

15 Siehe A/66/230, Ziff. 44–49. 
16 Siehe Stellungnahme des Ausschusses für die Rechte des Kindes und weiterer UN- und regionaler 
Menschenrechtsmechanismen vom 13.5.2015, abrufbar unter 
https://www.ohchr.org/EN/NewsEvents/Pages/DisplayNews.aspx?NewsID=15941&LangID=E. 
17 Ebd.  

https://www.ohchr.org/EN/NewsEvents/Pages/DisplayNews.aspx?NewsID=15941&LangID=E
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öffentlichen Raum eine Diskriminierung, soziale Ausgrenzung, Marginalisierung und 

Nichteinbeziehung zur Folge haben. Dies wiederum bewirkt, dass Jugendliche aus 

Minderheiten und indigenen Gruppen häufiger von Armut, sozialer Ungerechtigkeit, 

psychischen Erkrankungen bis hin zu überproportional hohen Selbstmordraten gefährdet 

sind und öfter in der Schule schlecht abschneiden oder mit dem Gesetz in Konflikt geraten.  

36.  Der Ausschuss drängt die Vertragsstaaten zu Maßnahmen, die Jugendliche aus 

Minderheiten und indigenen Gemeinschaften unterstützen, damit sie ihre kulturelle 

Identität ausleben und die Stärken ihrer Kulturen als Fundament dafür nutzen können, 

selbst einen aktiven Beitrag zum Familien- und Gemeinschaftsleben zu leisten. Besonderes 

Augenmerk sollte dabei den Rechten junger Mädchen gelten. Dabei sollten die Staaten die 

umfassenden Empfehlungen der Allgemeinen Bemerkung Nr. 11 (2009) des Ausschusses 

über indigene Kinder und ihre Rechte gemäß Übereinkommen berücksichtigen.  

VI.  Allgemeine Umsetzungsmaßnahmen  

37.  In Übereinstimmung mit den Allgemeinen Bemerkungen Nr. 5 (2003) über die 

generellen Maßnahmen zur Umsetzung des Übereinkommens (Ziff. 4, 42 und 44, Abs. 6) 

sowie Nr. 19 (2016) über die öffentliche Haushaltsplanung für die Verwirklichung der 

Kinderrechte (Art. 4) weist der Ausschuss die Vertragsstaaten auf ihre Pflicht hin, folgende 

Maßnahmen umzusetzen, um den Rahmen für die Verwirklichung der Kinderrechte im 

Jugendalter zu schaffen. Die eigenen Erfahrungen und Perspektiven der Jugendlichen 

sollten bei der Erarbeitung solcher Leitlinien in vollem Umfang anerkannt und ernst 

genommen werden. Dazu gehören:  

 (a)  umfassende sektorübergreifende nationale Strategien, die im Übereinkommen 

verankert sind und sich speziell auf Jugendliche konzentrieren und die strukturellen 

sozialen und wirtschaftlichen Wurzeln der Rechtsverletzungen, denen Jugendliche 

ausgesetzt sind, bekämpfen und ein koordiniertes Vorgehen zwischen den 

Regierungsstellen gewährleisten; 

 (b)  die Überwachung der Umsetzung, um sicherzustellen, dass die Rechte 

Jugendlicher im Rahmen von Gesetzen, politischen Leitlinien und Dienstleistungen 

berücksichtigt werden;  

 (c)  die Erhebung von Daten und ihre Aufschlüsselung mindestens nach Alter, 

Geschlecht, Behinderung, ethnischer Zugehörigkeit und sozioökonomischer Situation, um 

so den Lebensweisen Jugendlicher mehr Sichtbarkeit zu verschaffen; dabei empfiehlt der 

Ausschuss den Staaten, sich auf gemeinsame Indikatoren zu einigen, anhand derer die 

Fortschritte bei der Umsetzung der Rechte von Jugendlichen überwacht werden können;  

 (d)  transparente, verpflichtende Haushaltsvorgaben, die sicherstellen, dass 

Jugendliche bei der Abwägung konkurrierender Ausgabenprioritäten angemessen 

berücksichtigt und die Grundsätze der Zulänglichkeit, Effektivität, Effizienz und Gleichheit 

eingehalten werden; 

 (e)  die Schulung aller Fachkräfte, die mit Jugendlichen und für sie arbeiten, 

hinsichtlich des Übereinkommens und der daraus abgeleiteten Pflichten; der Schwerpunkt 

sollte dabei auf den Kompetenzen liegen, die für die Arbeit mit Jugendlichen entsprechend 

ihrer sich entwickelnden Fähigkeiten erforderlich sind; 
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 (f)  die Verbreitung zugänglicher Informationen über die Kinderrechte und ihre 

Verwirklichung, u.a. durch Lehrpläne, konventionelle und digitale Medien sowie 

staatliches Informationsmaterial; besonderes Augenmerk ist dabei darauf zu richten, auch 

Jugendliche in marginalisierten Situationen zu erreichen. 

VII.  Definition von „Kind“  

38.  Das Übereinkommen verbietet jegliche geschlechtsbasierte Diskriminierung. Für 

Jungen und Mädchen sollten identische Altersgrenzen gelten.  

39.  Die Vertragsstaaten sollten ihre Gesetze überprüfen oder Vorschriften erlassen, die 

das Recht von Jugendlichen anerkennen, zunehmend eigenverantwortlich Entscheidungen 

zu fällen, die ihr eigenes Leben betreffen. Der Ausschuss empfiehlt den Staaten, gesetzliche 

Mindestaltersgrenzen einzuführen, die mit dem Recht auf Schutz, dem Kindeswohlprinzip 

und der Achtung der sich entwickelnden Fähigkeiten von Jugendlichen vereinbar sind. 

Altersgrenzen beispielsweise sollten ihr Recht achten, in Bezug auf gesundheitliche 

Dienstleistungen oder Therapien, die Zustimmung zu Adoptionen, Namensänderungen 

oder Anträge an Familiengerichte selbst zu entscheiden. Jedem Kind, das dieses 

Mindestalter noch nicht erreicht hat, aber nachweislich verständig genug ist, seine 

Zustimmung zu geben oder zu verweigern, sollte in seinem Recht bestätigt werden. 

Unabhängig davon, ob die Zustimmung eines Elternteils oder Vormunds für eine 

medizinische Behandlung oder eine Therapie erforderlich ist oder nicht, sollte der/die 

Jugendliche selbst aus freien Stücken anhand fundierter Informationen seine/ihre 

Zustimmung hierzu erteilen. Zu erwägen ist zudem die gesetzliche Verankerung der 

Mutmaßung, dass Jugendliche in der Lage sind, präventive oder zeitkritische Waren und 

Dienstleistungen, die ihrer sexuellen und reproduktiven Gesundheit dienen, zu suchen und 

in Anspruch zu nehmen. Der Ausschuss betont, dass alle Jugendlichen unabhängig von 

ihrem Alter berechtigt sind, ohne die Zustimmung eines Elternteils oder Vormunds auf 

eigenen Wunsch vertrauliche medizinische Beratung in Anspruch zu nehmen. Dieses 

Recht ist nicht identisch mit demjenigen, eine medizinische Einwilligung zu erteilen, und 

sollte keiner Altersgrenze unterliegen.18 

40.  Der Ausschuss erinnert die Vertragsstaaten an ihre Verpflichtung zur Anerkennung, 

dass Kinder und Jugendliche bis zu 18 Jahren Anspruch auf kontinuierlichen Schutz vor 

Ausbeutung und Missbrauch in jeglicher Form genießen. Er bekräftigt, dass für Heiraten, 

die Einziehung zum Militär, die Verrichtung gefährlicher oder ausbeuterischer Arbeit 

sowie den Kauf und Konsum von Alkohol und Tabak angesichts der damit verbundenen 

Risiken und Schäden ein Mindestalter von 18 Jahren gelten sollte. Bei der Festlegung eines 

akzeptablen gesetzlichen Mindestalters für sexuelle Mündigkeit sollten die 

Vertragsstaaten die notwendige Abwägung zwischen Schutz und fortschreitendem 

Entwicklungsstand berücksichtigen. Die Staaten sollten Jugendliche der entsprechenden 

Altersstufe nicht wegen faktisch einvernehmlicher, ausbeutungsfreier sexueller 

Handlungen kriminalisieren. 

                                                             

18 Siehe Allgemeine Bemerkung Nr. 12, Ziff. 101. 
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VIII. Bürgerliche Rechte und Freiheiten 

 Registrierung von Geburten 

41.  Eine fehlende Geburteneintragung kann für Jugendliche erhebliche zusätzliche 

Komplikationen bedingen, etwa wenn ihnen grundlegende Dienstleistungen verwehrt 

werden, sie ihre Staatsangehörigkeit nicht nachweisen können oder kein 

Ausweisdokument erhalten; sie laufen vermehrt Gefahr, Opfer von Ausbeutung oder 

Menschenhandel zu werden. Es fehlen ihnen benötigte Schutzmechanismen im Hinblick 

auf die Strafjustiz und Einwanderungsbehörden und die Einberufung Minderjähriger zum 

Militär. Jugendliche, die nicht unmittelbar oder kurz nach der Geburt registriert wurden, 

sollten nachträglich kostenlos Geburtsurkunden und Meldebescheinigungen erhalten. 

 Freie Meinungsäußerung 

42.  Artikel 13 des Übereinkommens bekräftigt, dass Kinder das Recht auf freie 

Meinungsäußerung haben und dass die Ausübung dieses Rechts nur den in Artikel 13 (2) 

genannten Einschränkungen unterliegen darf. Die Verpflichtung der Eltern und 

Betreuungspersonen, Jugendliche im Einklang mit deren Entwicklungsstand angemessen 

anzuleiten, darf das Recht der Jugendlichen auf freie Meinungsäußerung nicht 

einschränken. Jugendliche haben das Recht, nach Informationen und Ideen zu suchen, sie 

zu erhalten und weiterzugeben und zu ihrer Verbreitung Medien zu nutzen; dies schließt 

das gesprochene und geschriebene Wort sowie die Gebärdensprache und nonverbale 

Ausdrucksformen wie Bilder und Kunstgegenstände mit ein. Zu den Ausdrucksmitteln 

gehören u.a. Bücher, Zeitungen, Flugblätter, Plakate, Banner, digitale und audiovisuelle 

Medien sowie Kleidung und persönlicher Stil. 

 Glaubensfreiheit 

43.  Der Ausschuss ruft die Vertragsstaaten auf, alle Vorbehalte gegen Artikel 14 des 

Übereinkommens fallenzulassen, der das Recht des Kindes auf Religionsfreiheit 

unterstreicht und das Recht und die Pflicht von Eltern und Erziehungsberechtigten 

anerkennt, das Kind in einer Weise zu leiten, die seinem jeweiligen Entwicklungsstand 

entspricht (siehe auch Artikel 5). Das Recht auf Religionsfreiheit sollte das Kind selbst 

ausüben, nicht seine Eltern; in dem Maße, wie es mit zunehmendem Alter in eine immer 

aktivere Rolle bei der Ausübung seiner Wahlmöglichkeiten hineinwächst, tritt die Rolle 

seiner Eltern zwangsläufig in den Hintergrund. Die Religionsfreiheit sollte in Schulen und 

anderen Einrichtungen geachtet werden, auch im Hinblick auf die Entscheidung für oder 

gegen die Teilnahme am Religionsunterricht. Jede Diskriminierung aufgrund religiöser 

Überzeugungen sollte untersagt werden.19  

 Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit 

44.  Jugendliche wollen und müssen zunehmend Zeit in Gesellschaft ihrer Peers 

verbringen. Damit verbunden sind nicht nur soziale Vorteile. Die Kontakte tragen auch zur 

Entwicklung von Kompetenzen bei, die für erfolgreiche Beziehungen, 

                                                             

19 Siehe z.B. CRC/C/15/Add. 194, Ziff. 32 und 33 sowie  CRC/C/15/Add. 181, Ziff. 29 und 30. 
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Beschäftigungsverhältnisse und die Integration in die Gemeinschaft von grundlegender 

Bedeutung sind und u.a. emotionale Bildung, Zugehörigkeitsgefühle, die Befähigung zur 

Konfliktlösung und inniges Vertrauen und Intimität stärken. Der Umgang mit Peers ist in 

der Entwicklung Jugendlicher ein wichtiger Baustein, dessen Wert in Schule und 

Lernumfeld, bei Freizeit- und Kulturaktivitäten ebenso anerkannt werden sollte wie bei 

Gelegenheiten zu sozialem, staatsbürgerlichem, religiösem und politischem Engagement. 

45.  Die Vertragsstaaten sollten sicherstellen, dass das Recht von Jugendlichen auf 

Vereinigungsfreiheit und friedliche Versammlung unter Berücksichtigung der in Artikel 15 

(2) des Übereinkommens dargelegten Einschränkungen in jeglicher Form vollumfänglich 

respektiert wird; dies schließt die Bereitstellung sicherer Räume für Mädchen und Jungen 

ein. Sie sollten gesetzlich verankern, dass Jugendliche eigene Verbände, Vereine, 

Organisationen, Parlamente und Foren innerhalb und außerhalb der Schule gründen, 

Online-Netzwerke bilden, in politische Parteien eintreten und Gewerkschaften beitreten 

oder eigene gründen dürfen. Außerdem sollten Maßnahmen zum Schutz von jugendlichen 

Menschenrechtsverteidiger*innen greifen; dies gilt insbesondere für Mädchen, weil diese 

häufig geschlechtsspezifischen Drohungen und Gewalt ausgesetzt sind. 

 Privatsphäre und Schweigepflicht 

46.  Das Recht auf Privatsphäre gewinnt für Jugendliche mit zunehmendem Alter an 

Bedeutung. Der Ausschuss hat wiederholt Bedenken über Verletzungen der Privatsphäre 

von Jugendlichen in ihrer Familie oder in anderen Betreuungsformen geäußert, z.B. in 

Bezug auf vertrauliche ärztliche Beratungen, Zimmer und Eigentum Jugendlicher in 

Einrichtungen, Korrespondenz und anderer Kommunikation sowie die Bloßstellung von 

Jugendlichen im Rahmen laufender Strafverfahren.20 Aus dem Recht Jugendlicher auf den 

Schutz ihrer Privatsphäre ergibt sich auch ihr Anspruch auf Zugang zu ihren Unterlagen, 

soweit diese sich im Besitz von Bildungs-, Gesundheits-, Kinderbetreuungs- und 

Schutzdiensten sowie Justizsystemen befinden. Solche Informationen sollten nur im 

Rahmen von Verfahrensgarantien und nur Personen zugänglich sein, die zu ihrem Erhalt 

und ihrer Nutzung gesetzlich befugt sind.21 Die Vertragsstaaten sollten im Dialog mit den 

Jugendlichen ermitteln, inwieweit es Verletzungen ihrer Privatsphäre gegeben hat, auch 

im Zusammenhang mit ihren eigenen Aktivitäten im digitalen Umfeld und mit der Nutzung 

ihrer Daten durch gewerbliche und sonstige Unternehmen. Die Staaten sollten zudem 

jegliche Maßnahmen ergreifen, mit denen sie die Vertraulichkeit der Daten und die 

Achtung der Privatsphäre von Jugendlichen entsprechend ihrem Entwicklungsstand 

erhöhen und gewährleisten können. 

 Recht auf Information  

47.  Der Zugang zu Informationen erstreckt sich auf Medien jeglicher Art. Besonderes 

Augenmerk ist dabei dem digitalen Umfeld zu widmen, da Jugendliche zunehmend mobile 

Technologien nutzen und soziale und digitale Medien sich zu den wichtigsten Kanälen 

                                                             

20 Siehe United Nations Children’s Fund (UNICEF), Implementation Handbook on the Convention on the Rights 
of the Child (2007), S. 203–211. Abrufbar unter 
https://www.unicef.org/lac/media/22071/file/Implementation%20Handbook%20for%20the%20CRC.pdf.  
21 Siehe Allgemeine Bemerkung des Menschenrechtsausschusses Nr. 16 (1988) über das Recht auf 
Privatsphäre, Ziff. 2–4. 
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entwickeln, über die sie kommunizieren und Informationen erhalten, erstellen und 

verbreiten. Jugendliche nutzen das Online-Umfeld u.a., um ihre Identität auszuloten und zu 

lernen, Teil zu haben, ihre Meinung auszudrücken, zu spielen, Kontakte zu knüpfen, sich 

politisch zu engagieren und Jobangebote zu finden. Darüber hinaus bietet das Internet 

Möglichkeiten für den Zugang zu online bereitgestellten Gesundheitsinformationen, zu 

Schutz und Unterstützung sowie zu Beratungs- und Betreuungsangeboten. Für die 

Vertragsstaaten ist es ein Medium für die Kommunikation und den Dialog mit Jugendlichen. 

Die Gelegenheit, auf relevante Informationen zuzugreifen, kann die Chancengleichheit in 

erheblichem Maße fördern. Die aus den Allgemeinen Diskussionstagen über Medien in den 

Jahren 1996 und 2014 abgeleiteten Empfehlungen sind gerade für Jugendliche von 

besonderer Relevanz.22 Die Staaten sollten mit geeigneten Maßnahmen sicherstellen, dass 

alle Jugendlichen diskriminierungsfrei Zugang zu unterschiedlichen Medien haben, und ihre 

gleichberechtigte Teilhabe an der digitalen Bürgerschaft begünstigen, auch durch die 

Förderung zugänglicher Formate für Jugendliche mit Behinderungen. Schulungen und 

Hilfen sollten im Rahmen der Grundlehrpläne angeboten werden, um die Entwicklung der 

Digital-, Informations-, Medien- und Sozialkompetenz von Jugendlichen zu stärken.23  

48.  Das digitale Umfeld setzt Jugendliche im Internet unter Umständen Risiken aus wie 

Betrug, Gewalt und Hassreden, sexistischen Äußerungen gegenüber Mädchen oder 

lesbischen, schwulen, bisexuellen, transgender und intersexuellen Jugendlichen, 

Cybermobbing, Grooming mit dem Zweck sexueller Ausbeutung, Menschenhandel und 

Kinderpornografie, Übersexualisierung und Beeinflussung durch bewaffnete oder 

extremistische Gruppen. Die Antwort hierauf sollte jedoch keine Einschränkung des 

Zugangs Jugendlicher zur digitalen Welt sein. Vielmehr sollte ihre Sicherheit durch 

ganzheitliche Strategien erhöht werden; hierzu gehören die digitale Kompetenz in Bezug 

auf die im Internet lauernden Gefahren sowie Absicherungsstrategien, zielgerichtete 

Gesetze und Strafverfolgungsmechanismen zur Bekämpfung von online stattfindendem 

Missbrauch, die auch dafür sorgen, dass die Täter*innen nicht straffrei ausgehen, und die 

entsprechende Schulung von Eltern und Fachleuten, die mit Kindern arbeiten. Die 

Vertragsstaaten werden dringend aufgerufen, die aktive Beteiligung von Jugendlichen an 

der Gestaltung und Umsetzung von Initiativen zur Förderung ihrer Internetsicherheit, 

auch durch Peer-Mentoring, zu gewährleisten. Erforderlich sind dabei Investitionen in die 

Entwicklung technologischer Lösungen zur Prävention und zum Schutz sowie in die 

Bereitstellung von Hilfe und Unterstützung. Die Staaten werden angeregt, Unternehmen 

eine kinderrechtliche Sorgfaltspflicht aufzuerlegen, damit sie die Auswirkungen von 

Risiken im Rahmen der Nutzung digitaler Medien und Informations- und 

Kommunikationstechnologien auf die Rechte von Kindern erkennen, verhüten und 

abschwächen. 

                                                             

22 Zum Diskussionstag 2014 siehe 
www.ohchr.org/Documents/HRBodies/CRC/Discussions/2014/DGD_report.pdf; zum Diskussionstag 1996 
siehe 
www.ohchr.org/Documents/HRBodies/CRC/Discussions/Recommendations/Recommendations1996.pdf. 
23 Siehe www.ohchr.org/Documents/HRBodies/CRC/Discussions/2014/DGD_report.pdf, Ziff. 95. 



CRC/C/GC/20 

 

18 
 

IX.  Gewalt gegen Kinder  

 Schutz vor Gewalt in jeglicher Form  

49.  Für die Erarbeitung umfassender legislativer, administrativer, sozialer und 

schulischer Maßnahmen zur Beseitigung von Gewalt in jeder Form einschließlich eines 

gesetzlichen Verbots körperlicher Züchtigung in jeglichem Umfeld sowie zur Beendigung 

aller schädlichen Praktiken verweist der Ausschuss die Vertragsstaaten auf die 

Empfehlungen in den Allgemeinen Bemerkungen Nr. 13 (2011) über das Recht des Kindes 

auf Schutz vor jeglicher Form von Gewalt und Nr. 18 (2014) über schädliche Praktiken. Die 

Vertragsstaaten sollten mehr Möglichkeiten schaffen, um institutionelle Programme zur 

Prävention und Rehabilitation sowie zur sozialen Wiedereingliederung jugendlicher Opfer 

zu intensivieren. Dabei sind nach Meinung des Ausschusses die Jugendlichen selbst in die 

Entwicklung von Präventionsstrategien und Schutzmaßnahmen für Gewaltopfer 

einzubeziehen.  

X.  Familiäres Umfeld und alternative Betreuung  

 Unterstützung für Eltern und Betreuungspersonen 

50.  Eltern und Betreuungspersonen müssen Kindern Sicherheit, emotionale Stabilität, 

Ermutigung und Schutz bieten, und diese Aufgabe bleibt während der gesamten 

Adoleszenz relevant. Der Ausschuss unterstreicht, dass die Vertragsstaaten ausdrücklich 

auch gegenüber den Eltern und Betreuungspersonen von Jugendlichen zur angemessenen 

Unterstützung gemäß Artikel 18 (2) und (3) des Übereinkommens verpflichtet sind und 

ihnen bei der Schaffung der Förder- und Lebensbedingungen helfen müssen, die im 

Einklang mit Artikel 27 (2) für eine optimale Entwicklung erforderlich sind. Diese 

Unterstützung sollte die Rechte und die sich herausbildenden Fähigkeiten der 

Jugendlichen ebenso respektieren wie den zunehmenden Beitrag, den sie zu ihrem 

eigenen Leben leisten. Die Staaten sollten sicherstellen, dass sie nicht im Namen 

traditioneller Werte Gewalt dulden oder billigen oder familiäre Machtgefälle verstärken 

und damit Jugendlichen den Genuss ihrer Grundrechte verwehren.24  

51.  Der Ausschuss lenkt die Aufmerksamkeit der Vertragsstaaten auf die immer tiefere 

Kluft zwischen der Lebenswelt der von Digitalisierung und Globalisierung geprägten 

Jugend und derjenigen, in der ihre Eltern oder Bezugspersonen aufgewachsen sind. Die 

globalisierte kommerzielle Welt, in der Jugendliche leben und unter deren Einfluss sie 

zwangsläufig stehen, wird nicht durch elterliche oder gemeinschaftliche Werte vermittelt 

oder reguliert und kann das Einvernehmen zwischen den Generationen beeinträchtigen. 

Dieser im Wandel begriffene Kontext stellt für Eltern und Betreuungspersonen eine 

Herausforderung bei dem Bemühen dar, mit Jugendlichen effektiv zu kommunizieren und 

sie in einer Art und Weise zu beraten und zu schützen, die deren aktueller 

Lebenswirklichkeit Rechnung trägt. Der Ausschuss empfiehlt den Vertragsstaaten, 

gemeinsam mit Jugendlichen und ihren Eltern und Betreuungspersonen zu ermitteln, 

welche Art von Beratung, Hilfe, Ausbildung und Unterstützung benötigt wird, um zwischen 

                                                             

24 Siehe A/HRC/32/32. 
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den unterschiedlichen Erfahrungen der Generationen zu vermitteln. 

 Jugendliche in alternativer Betreuung  

52.  Es ist hinreichend belegt, dass Jugendliche in großen Langzeiteinrichtungen einen 

schlechteren Start ins Leben haben. Das Gleiche, wenn auch in wesentlich geringerem 

Maße, gilt auch für andere Formen alternativer Betreuung wie Pflegefamilien und 

Kleingruppen. Diese Jugendlichen haben eine geringere Bildung, sind vielfach auf die 

Sozialfürsorge angewiesen und sind öfter von Obdachlosigkeit, Haft, ungewollten 

Schwangerschaften, früher Elternschaft, Drogenmissbrauch, Selbstverletzung und Suizid 

betroffen. Jugendliche in alternativer Betreuung müssen die Betreuungsstelle in der Regel 

verlassen, sobald sie das 16. bzw. 18. Lebensjahr vollenden. Gerade sie sind besonders oft 

Opfer von sexuellem Missbrauch, Ausbeutung, Menschenhandel und Gewalt, weil ihnen 

systematische Unterstützung und Schutz fehlen und sie die nötigen Fähigkeiten und 

Fertigkeiten zum Selbstschutz nicht erwerben können. Menschen mit Behinderungen wird 

oft die Teilhabe am Gemeinschaftsleben verwehrt. Sie werden in Einrichtungen für 

Erwachsene untergebracht und sind dort einem erhöhten Risiko fortlaufender Verstöße 

gegen ihre Rechte ausgesetzt. 

53.  Die Staaten sollten sich nachdrücklicher für Jugendliche in alternativer Betreuung 

einsetzen und ihnen mehr Unterstützung zukommen lassen. Auch wenn Pflegestellen und 

kleineren Wohneinrichtungen der Vorzug gegeben wird, sollten ergänzende Maßnahmen 

ergriffen werden, um gegen Diskriminierung vorzugehen, die regelmäßige Überprüfung 

der individuellen Situation der Jugendlichen zu gewährleisten, ihre Schulbildung zu 

unterstützen und ihnen ein konkretes Mitspracherecht in den jeweiligen Abläufen 

einzuräumen und häufige Umzüge zu vermeiden. Die Staaten werden aufgerufen, 

sicherzustellen, dass eine Heimunterbringung nur als letztes Mittel angestrebt wird und 

alle in Heimen lebenden Kinder angemessen geschützt werden, u.a. dadurch, dass sie 

Zugang zu vertraulichen Beschwerdemechanismen und zur Justiz erhalten. Die Staaten 

sollten zudem mit geeigneten Maßnahmen die Selbstständigkeit von Jugendlichen in 

alternativen Betreuungssituationen unterstützen und zur Verbesserung ihrer 

Lebenschancen beitragen; dabei sollten sie die speziellen Gefährdungen und 

Ungewissheiten im Auge haben, mit denen diese Jugendlichen konfrontiert sind, wenn sie 

die Betreuung mit Erreichen des entsprechenden Alters verlassen. 

54.  Jugendliche, die aus der alternativen Betreuung ausscheiden, benötigen 

Unterstützung bei der Vorbereitung auf den Übergang, bei der Beschaffung einer 

Arbeitsstelle, einer Wohnung und psychologischer Unterstützung, bei der 

Wiederannäherung an ihre Familien, soweit dies ihrem Wohl entspricht, und beim Zugang 

zu Nachsorgediensten gemäß den Leitlinien für die alternative Betreuung von Kindern.25  

 Von Jugendlichen geleitete Familien  

55.  Sehr viele Jugendlichen sind die primäre Betreuungsperson ihrer Familien, 

entweder weil sie selbst Eltern sind oder weil ihre Eltern gestorben, verschwunden oder 

abwesend sind. Gemäß Artikel 24 und 27 des Übereinkommens ist dafür zu sorgen, dass 

                                                             

25 Generalversammlung, Resolution 64/142, Anhang. Siehe auch Allgemeine Bemerkung Nr. 9 des 
Ausschusses für die Rechte des Kindes. 
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heranwachsende Eltern und Betreuungspersonen Grundkenntnisse hinsichtlich 

Kindergesundheit, Ernährung und Stillen erwerben und angemessene Unterstützung 

erhalten, damit sie ihre Verantwortung gegenüber den von ihnen betreuten Kindern 

wahrnehmen können, und dass sie bei Bedarf materielle Hilfe in Form von Nahrung, 

Kleidung und Unterkunft erhalten. Jugendliche Betreuungspersonen brauchen zusätzlich e 

Unterstützung, damit sie ihr Recht auf Bildung, Spiel und Teilhabe verwirklichen können. 

Die Staaten sollten in den wichtigsten Lebensphasen insbesondere Maßnahmen des 

Sozialschutzes anbieten und auf die konkreten Bedürfnisse jugendlicher Betreuender 

zuschneiden. 

XI.  Grundlagen für Gesundheit und Wohlergehen 

 Gesundheitswesen 

56.  Die Gesundheitsdienste sind meist nicht auf die spezifischen gesundheitlichen 

Bedürfnisse von Jugendlichen ausgerichtet. Verschärft wird dieses Problem noch dadurch, 

dass nach Alter, Geschlecht und Behinderung aufgeschlüsselte demografische und 

epidemiologische Daten und Statistiken fehlen. Wenn Jugendliche Hilfe suchen, sind sie oft 

mit rechtlichen und finanziellen Hürden, Diskriminierung und einem Mangel an 

Vertraulichkeit und Respekt, mit Gewalt und Missbrauch, Stigmatisierung und Vorurteilen 

seitens des Gesundheitspersonals konfrontiert. 

57.  Der Gesundheitszustand von Jugendlichen beruht in erster Linie auf sozialen und 

wirtschaftlichen Faktoren und strukturellen Benachteiligungen, die durch Verhalten und 

Aktivitäten der Jugendlichen selbst, ihrer Peers und Angehörigen, ihres schulischen und 

sozialen Umfelds und der Gemeinschaft bedingt sind. Dementsprechend sollten die 

Vertragsstaaten Art und Ausmaß der Gesundheitsprobleme von Jugendlichen sowie der 

Hindernisse, mit denen sie beim Zugang zu Dienstleistungen konfrontiert sind, mit ihnen 

gemeinsam eingehend prüfen und hierauf künftige umfassende gesundheitspolitische 

Maßnahmen, Programme und öffentliche Gesundheitsstrategien stützen. 

58.  Psychische und psychosoziale Probleme einschließlich Selbstmord, Selbstverletzung, 

Essstörungen und Depressionen stellen bei Jugendlichen, insbesondere bei gefährdeten 

Gruppen, die Hauptursachen für Gesundheitsstörungen, Krankheiten und Sterblichkeit dar. 

26 Solche Probleme basieren auf einem komplexen Zusammenspiel von genetischen, 

biologischen, persönlichen und umweltbedingten Ursachen, verstärkt u.a. durch Erlebtes im 

Rahmen von Konflikten, Vertreibung, Diskriminierung, Mobbing und sozialer Ausgrenzung 

sowie durch Druck im Hinblick auf das eigene Körperbild im Rahmen einer Kultivierung 

vermeintlicher Perfektion. Zu den Faktoren, die bekanntlich die Resilienz und gesunde 

Entwicklung fördern und vor psychischen Erkrankungen schützen, gehören enge 

Beziehungen zu wichtigen Erwachsenen und die Unterstützung durch diese ebenso wie 

positive Vorbilder, ein angemessener Lebensstandard, Zugang zu einer hochwertigen 

Sekundarschulbildung, Schutz vor Gewalt und Diskriminierung, Möglichkeiten der 

Einflussnahme und Entscheidungsfindung, ein Bewusstsein für psychische Gesundheit, das 

Beherrschen von Problemlösungs- und Bewältigungsstrategien sowie ein sicheres und 

                                                             

26 Siehe Allgemeine Bemerkung Nr. 15 (2013) über das Recht des Kindes auf das erreichbare Höchstmaß 
an Gesundheit, Ziff. 38. 
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gesundes lokales Umfeld. Nach Meinung des Ausschusses sollten die Vertragsstaaten 

dringend einen Ansatz verfolgen, der anstelle von übermäßiger Medikalisierung und 

Institutionalisierung auf öffentliche Gesundheit und psychosoziale Unterstützung setzt. 

Erforderlich ist zum einen ein umfassendes intersektionelles Eingreifen integrierter 

Systeme für die psychische Betreuung von Jugendlichen, bei denen Eltern, Peers, die Familie 

im weiteren Sinne und die Schule einbezogen werden, sowie die Unterstützung und Hilfe 

durch geschultes Personal.27  

59.  Der Ausschuss fordert die Staaten nachdrücklich auf, umfassende geschlechts- und 

sexualitätssensible Leitlinien für die sexuelle und reproduktive Gesundheit von 

Jugendlichen zu verabschieden, und betont dabei, dass eine Benachteiligung Jugendlicher 

beim Zugang zu solchen Informationen, Waren und Dienstleistungen einer 

Diskriminierung gleichkommt.28 Fehlender Zugang zu solchen Diensten trägt dazu bei, 

dass weibliche Jugendliche als Gruppe am häufigsten Gefahr läuft, bei Schwangerschaft 

und Geburt zu sterben oder schwere oder lebenslange Schäden zu erleiden. Alle 

Jugendlichen sollten kostenlos Zugang zu online oder persönlich bereitgestellten 

vertraulichen, jugendgerechten und diskriminierungsfreien sexuellen und reproduktiven 

Gesundheitsdiensten, Informationen und Aufklärung haben; hier gehören 

Familienplanung, Empfängnisverhütung einschließlich Notverhütung, Prävention, 

Vorsorge und Behandlung sexuell übertragbarer Infektionen, Beratung, 

Schwangerschaftsvorsorge, Gesundheitsdienste für Mütter sowie Menstruationshygiene. 

60.  Für Waren, Informationen und Beratungen betreffend die sexuelle und reproduktive 

Gesundheit und die Rechte von Jugendlichen sollte es keine Hürden wie z.B. die Forderung 

nach der Zustimmung oder Genehmigung durch Dritte geben. Darüber hinaus ist 

besonderes Augenmerk auf die Beseitigung von Barrieren durch Stigmatisierung und 

Angst zu legen, mit denen u.a. weibliche Jugendliche, Mädchen mit Behinderungen und 

lesbische, schwule, bisexuelle, transgender und intersexuelle Jugendliche beim Zugang zu 

solchen Dienstleistungen konfrontiert sind. Der Ausschuss ruft die Staaten nachdrücklich 

zur Entkriminalisierung von Schwangerschaftsabbrüchen auf, um so zu gewährleisten, 

dass Mädchen Zugang zu sicheren Abtreibungs- und Nachsorgeleistungen haben; ferner 

sollten die Staaten ihre Gesetze überprüfen, um das Kindeswohl schwangerer Jugendlicher 

zu garantieren und dafür zu sorgen, dass ihre Meinung bei Entscheidungen im 

Zusammenhang mit Abtreibungen stets gehört und respektiert wird. 

61.  Eine altersgerechte, umfassende und integrative Aufklärung über sexuelle und 

reproduktive Gesundheit, die sich auf wissenschaftliche Erkenntnisse und 

Menschenrechtsstandards stützt und gemeinsam mit Jugendlichen entwickelt wird, sollte 

Teil des Pflichtlehrplans sein und auch Jugendliche außerhalb der Schule erreichen. Im 

Mittelpunkt sollten dabei Themen wie Geschlechtergleichstellung, sexuelle Diversität, das 

Recht auf sexuelle und reproduktive Gesundheit, verantwortungsvolle Elternschaft, 

sexuelles Verhalten und Gewaltprävention sowie die Verhütung von 

Frühschwangerschaften und sexuell übertragbaren Infektionen stehen. Die Informationen 

                                                             

27 Siehe A/HRC/32/32. 
28 Siehe Allgemeine Bemerkung Nr. 20 (2009) des Ausschusses für wirtschaftliche, soziale und kulturelle 
Rechte über das Verbot einer Diskriminierung hinsichtlich wirtschaftlicher, sozialer und kultureller 
Rechte, Ziff. 29. 
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sollten in alternativen Formaten bereitgestellt werden, damit sie für alle Jugendlichen, 

insbesondere solche mit Behinderungen, zugänglich sind. 

 HIV/AIDS   

62.  Die Sterberate durch AIDS nimmt bei Jugendlichen als einziger Altersgruppe zu.29 Sie 

haben nicht selten Schwierigkeiten, Zugang zu einer antiretroviralen Therapie zu erhalten 

und diese kontinuierlich fortzusetzen; die Hindernisse bestehen u.a. in der für die 

Inanspruchnahme HIV-bezogener Dienstleistungen notwendige Zustimmung der 

Erziehungsberechtigten, Bloßstellung und Stigmatisierung. Überproportional betroffen sind 

dabei junge Mädchen. Sie machen zwei Drittel der Neuinfektionen aus. Ein erhöhtes Risiko 

einer HIV-Infektion besteht auch bei lesbischen, schwulen, bi- und transsexuellen 

Jugendlichen sowie Heranwachsenden, die Sex gegen Geld, Waren oder Gefälligkeiten 

gewähren, und Jugendlichen, die Drogen injizieren. 

63.  Der Ausschuss ruft die Staaten dazu auf, die vielfältigen Lebensbedingungen von 

Jugendlichen anzuerkennen und sicherzustellen, dass sie Zugang zu vertraulichen HIV-

Tests und -Beratungsdiensten sowie zu evidenzbasierten HIV-Präventions- und 

Therapieprogrammen erhalten; diese sollten von geschultem Personal angeboten werden, 

das die Rechte von Jugendlichen auf Privatsphäre und Nichtdiskriminierung 

uneingeschränkt respektiert. Gesundheitsdienstleistungen sollten Informationen, Tests 

und Diagnostik im Zusammenhang mit HIV, Aufklärung über Empfängnisverhütung und 

die Verwendung von Kondomen, über Behandlung und Pflege von Erkrankten 

einschließlich antiretroviraler und anderer Medikamente und damit zusammenhängender 

Technologien für die Therapie und Pflege bei HIV/AIDS, Beratung über geeignete 

Ernährung, spirituelle und psychosoziale Unterstützung sowie familiäre, gemeindenahe 

und häusliche Pflege umfassen. Gesetze, die eine unbeabsichtigte Übertragung von HIV 

und das Verschweigen eines HIV-Status unter Strafe stellt, sollten nach Möglichkeit 

überarbeitet werden. 

 Drogenkonsum unter Jugendlichen  

64.  Die Wahrscheinlichkeit, dass Jugendliche an Drogen herangeführt werden und 

drogenbedingte Schädigungen erleiden, ist höher als bei Erwachsenen. Ein in der Jugend 

begonnener Drogenkonsum mündet zudem häufiger in eine Sucht. Durch drogenbedingte 

Schädigungen gefährdet sind nachweislich vor allem Jugendliche, die auf der Straße leben, 

die Schule verlassen mussten, traumatisiert sind, aus zerrütteten Familien kommen oder 

missbraucht wurden, und junge Menschen, in deren familiärem Umfeld es bereits 

Drogenabhängige gibt. Die Vertragsstaaten sind verpflichtet, Jugendliche vor dem illegalen 

Konsum von Betäubungsmitteln und psychotropen Substanzen zu schützen. Die 

Vertragsstaaten sollten das Recht Jugendlicher auf Gesundheit auch in Bezug auf den 

Konsum von Rauschgiften ebenso wie Tabak, Alkohol und Lösungsmitteln gewährleisten 

und diskriminierungsfreie Dienstleistungen zur Prävention, Schadensminimierung und 

Suchttherapie anbieten und dafür hinreichende Haushaltsmittel bereitstellen. Alternativen 

zu einer strafenden oder repressiven Drogenkontrollpolitik gegenüber Jugendlichen sind 

                                                             

29 Siehe http://apps.who.int/iris/bitstream/10665/112750/1/WHO_FWC_MCA_14.05_eng.pdf?ua=1, S. 3. 
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zu begrüßen.30  Jugendliche sollten zudem exakte, objektive Informationen erhalten, die 

sich auf wissenschaftliche Erkenntnisse stützen und darauf abzielen, Schäden durch 

Drogenkonsum vorzubeugen und zu minimieren. 

 Verletzungen und ein sicheres Umfeld  

65.  Unbeabsichtigte oder gewaltsame Verletzungen sind eine der Hauptursachen dafür, 

dass Jugendliche sterben oder Behinderungen zurückbehalten. Unbeabsichtigte 

Verletzungen sind meist die Folge von Verkehrsunfällen, Ertrinken, Verbrennungen, 

Stürzen und Vergiftungen. Zur Risikominimierung sollten die Vertragsstaaten 

sektorübergreifende Strategien erarbeiten, darunter Gesetze für die Verwendung von 

Schutzausrüstung, Maßnahmen gegen das Fahren unter Alkohol- und Drogeneinfluss und 

den Ausschank von Alkohol, Schulungs-, Kompetenzentwicklungs- und 

Verhaltensänderungsprogramme, Umfeldanpassungen und die Bereitstellung von Pflege- 

und Rehabilitationsdiensten für Verletzte. 

 Angemessener Lebensstandard  

66.  Armut und Armutsfolgen haben gerade für Jugendliche schwerwiegende 

Auswirkungen, führen in manchen Fällen zu extremem Stress und Sicherheitsverlust und 

ziehen soziale und politische Ausgrenzung nach sich. Zu den Strategien, die Jugendliche 

gezwungenermaßen oder aus freien Stücken anwenden, um die wirtschaftliche Not zu 

lindern, gehören Schulabbruch, Kinder- oder Zwangsheirat, sexuelle Ausbeutung, 

Menschenhandel, gefährliche oder ausbeuterische Arbeit oder eine Erwerbstätigkeit, die 

der Schulbildung im Wege steht, die Mitgliedschaft in einer Bande, die Rekrutierung in 

Milizen sowie Migration. 

67.  Die Vertragsstaaten werden an das Recht jedes Kindes auf einen Lebensstandard 

erinnert, der seiner körperlichen, geistigen, seelischen, sittlichen und sozialen Entwicklung 

angemessen ist. Sie sind aufgerufen, Jugendlichen und ihren Familien durch eine soziale 

Grundsicherung auf elementarer Ebene Einkommenssicherheit, Schutz vor wirtschaftlichen 

Einbrüchen und längeren Wirtschaftskrisen sowie Zugang zu Sozialdiensten zu gewähren. 

XII.  Bildung, Freizeit und Kultur 

 Bildung 

68.  Die Gewährleistung des Rechts auf eine hochwertige, integrative allgemeine und 

berufliche Bildung für alle ist die allerwichtigste politische Maßnahme, die 

Vertragsstaaten ergreifen können, um die kurz- und langfristige Entwicklung von 

Jugendlichen abzusichern. Immer mehr Belege bezeugen die positiven Auswirkungen 

insbesondere der Sekundarschulbildung.31 Die Staaten werden dringend dazu aufgerufen, 

eine für alle zugängliche allgemeine höhere Schulbildung einzuführen und mit jeglichen 

geeigneten Mitteln allen Schüler*innen entsprechend ihren Fähigkeiten den Zugang zur 

höheren Bildung zu ermöglichen. 

                                                             

30 Siehe A/HRC/32/32. 
31 Siehe www.unicef.org/adolescence/files/SOWC_2011_Main_Report_EN_02092011.pdf. 
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69.  Der Ausschuss ist zutiefst besorgt über die Herausforderungen, mit denen viele 

Staaten konfrontiert sind, um die Gleichstellung von Mädchen und Jungen bei der 

Einschulung und die Schulbildung von Mädchen über die Grundschulzeit hinaus zu 

gewährleisten. Die zur Erfüllung der Artikel 2, 6 und 28 des Übereinkommens 

erforderlichen Investitionen in die Sekundarschulbildung für Mädchen dienen zugleich 

deren Schutz vor Kinder- und Zwangsheirat, sexueller Ausbeutung und früher 

Schwangerschaft und tragen wesentlich zum künftigen wirtschaftlichen Potenzial der 

Mädchen und ihrer Kinder bei. Darüber hinaus sollten Strategien umgesetzt werden, die 

bejahende Beziehungen zwischen den Geschlechtern und soziale Normen fördern, gegen 

sexuelle und geschlechtsspezifische Gewalt auch in Schulen vorgehen und positive 

Rollenvorbilder, familiäre Unterstützung und die wirtschaftliche Stärkung von Frauen 

unterstützen, um so die rechtlichen, politischen, kulturellen, wirtschaftlichen und 

gesellschaftlichen Hürden zu beseitigen, die sich Mädchen in den Weg stellen. Zugleich 

sollten die Staaten erkennen, dass eine wachsende Zahl von Jungen nicht eingeschult wird 

oder die Schule vorzeitig verlässt; sie sollten die Ursachen hierfür ermitteln und die 

kontinuierliche Teilhabe von Jungen an der Schulbildung mit geeigneten Maßnahmen 

fördern. 

70.  Der Ausschuss nimmt mit Besorgnis zur Kenntnis, dass zahlreiche Jugendliche in 

marginalisierten Situationen gar keine Möglichkeit haben, den Übergang in die 

Sekundarstufe zu bewältigen. Hierzu gehören z.B. Jugendliche, die in Armut leben, die 

lesbisch, schwul, bisexuell, intersexuell oder transgender sind, die Minderheiten 

angehören, die psychosozial, sensorisch oder körperlich beeinträchtigt sind, die von 

Migration, bewaffneten Konflikten oder Naturkatastrophen betroffen sind oder die auf der 

Straße leben oder arbeiten. Um die Benachteiligung solcher Randgruppen beim Zugang 

zur Bildung zu beseitigen, sind proaktive Maßnahmen erforderlich, etwa die Einrichtung 

von Cash-Transfer-Programmen, die Respektierung der Kultur von Minderheiten und 

indigenen Völkern sowie von Kindern sämtlicher Religionsgemeinschaften, die Förderung 

einer inklusiven Bildung für Kinder mit Behinderungen, die Bekämpfung von Mobbing und 

diskriminierenden Haltungen im Bildungssystem und die Bereitstellung von 

Bildungsangeboten in Flüchtlingslagern. 

71.  Angesichts der hohen Zahl von Schulabbrecher*innen, die als Analphabet*innen 

oder ohne Abschluss von der Schule abgehen, sollten die Staaten in Umfragen bei 

Jugendlichen herausfinden, welche Hindernisse ihrer weiteren Teilnahme an der Schule 

im Wege stehen. Faktoren, die hierzu beitragen, sind nach Erkenntnis des Ausschusses u.a. 

Schulgebühren und Begleitkosten, die Armut der Familien und das Fehlen angemessener 

sozialer Schutzsysteme einschließlich einer hinreichenden Krankenversicherung, der 

Mangel an angemessenen, sicheren sanitären Einrichtungen für Mädchen, der Ausschluss 

schwangerer Schülerinnen und jugendlicher Mütter vom Unterricht, die noch immer 

üblichen grausamen, unmenschlichen, erniedrigenden Strafen, das Fehlen wirksamer 

Maßnahmen gegen sexuelle Belästigung in der Schule, die sexuelle Ausbeutung von 

Mädchen, ein der Integration und Sicherheit von Mädchen entgegenwirkendes Umfeld, 

ungeeignete pädagogische Methoden, irrelevante oder veraltete Lehrpläne, die mangelnde 

Einbeziehung der Schüler*innen in den eigenen Lernprozess sowie Mobbing. Darüber 

hinaus fehlt es den Schulen oft an der nötigen Flexibilität, damit Jugendliche eine 

Arbeitstätigkeit und/oder ihre häuslichen Pflichten mit dem Unterricht vereinbaren 
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können, sodass sie unter Umständen gar nicht in der Lage sind, die Mittel für Schulgeld 

und Material aufzubringen. Im Einklang mit Artikel 28 (1) (e) des Übereinkommens und 

dem vierten Ziel nachhaltiger Entwicklung sollten die Staaten all diese Faktoren proaktiv 

mit umfassenden Maßnahmen angehen, um die Einschulungsrate und den Schulbesuch zu 

verbessern, die Zahl der Schulabbrecher*innen zu verringern und Schulabgänger*innen 

die Möglichkeit zu verschaffen, ihre Ausbildung abzuschließen. 

72.  Der Ausschuss verweist auf seine Allgemeine Bemerkung Nr. 1 (2001) über die 

Bildungsziele. Darin hebt er die Notwendigkeit einer kindzentrierten, kinderfreundlichen 

und ermächtigenden Bildung hervor und betont den Stellenwert einer stärker 

kooperativen und partizipativen Pädagogik.32 Die Lehrpläne für die Sekundarstufe sollten 

so gestaltet sein, dass sie Jugendliche zur aktiven Teilhabe befähigen, die Achtung der 

Menschenrechte und Grundfreiheiten fördern, bürgerschaftliches Engagement 

unterstützen und Jugendliche auf ein verantwortungsvolles Leben in einer freien 

Gesellschaft vorbereiten. Damit Jugendliche ihr Potenzial vollends ausschöpfen und weiter 

zur Schule gehen können, sollte ein entsprechendes Lernumfeld geschaffen werden, damit 

sie ihre Lernfähigkeit ebenso wie ihre Motivation zur Zusammenarbeit mit ihren Peers 

und ihr Empowerment nutzen können; der Schwerpunkt sollte dabei auf 

erfahrungsbasiertem Lernen, Erkundung und dem Ausloten von Grenzen liegen. 

Übergänge von der allgemeinen zur beruflichen Bildung und/oder zu 
menschenwürdiger Arbeit  

73.  Eine erhebliche Zahl von Jugendlichen absolviert weder eine Schule noch eine 

Berufsausbildung und geht auch keiner Erwerbstätigkeit nach, mit der Folge, dass sie auf 

dem Weg ins Erwachsenenalter überproportional oft Opfer von Arbeitslosigkeit, 

Unterbeschäftigung und Ausbeutung sind. Der Ausschuss fordert die Staaten 

nachdrücklich dazu auf, Jugendliche, die nicht zur Schule gehen, auf altersgerechte Weise 

zu unterstützen, um ihnen u.a. durch die Gewährleistung einheitlicher Regelungen im 

Bildungs- und Arbeitsrecht den Übergang zu menschenwürdiger Arbeit zu erleichtern, und 

Maßnahmen zur Förderung ihrer künftigen Beschäftigung zu ergreifen.33 Gemäß Artikel 28 

(1) (d) sollten die Vertragsstaaten Jugendlichen Informationen und Beratung zu 

Bildungsangeboten und Berufen zugänglich machen. 

74.  Die formale ebenso wie die informelle Bildung und Ausbildung müssen auf die 

Fähigkeiten des 21. Jahrhunderts34  ausgerichtet sein, die im modernen Arbeitsmarkt 

gefordert werden. Dazu gehört auch die Aufnahme zwischenmenschlicher Fähigkeiten und 

übertragbarer Kompetenzen in die Lehrpläne, die Ausweitung der Möglichkeiten für 

erfahrungsbasiertes oder praktisches Lernen, die Schaffung von Berufsausbildungen, die 

sich an der Nachfrage im Arbeitsmarkt orientieren, die Einrichtung von Partnerschaften 

                                                             

32 Siehe Allgemeine Bemerkung Nr. 1 (2001) des Ausschusses für die Rechte des Kindes über 
Bildungsziele, Ziff. 2. 
33 Ziel 8.6 für eine nachhaltige Entwicklung bezieht sich auf „youth” (Heranwachsende im Alter zwischen 
15 und 24 Jahren). Siehe Generalversammlung, Resolution 70/1. 
34 Der Begriff „twenty-first century skills“ [Fertigkeiten für das 21. Jh.] umfasst ein breites Spektrum an 
Kenntnissen, Fertigkeiten, Arbeitsgewohnheiten und Wesenszügen, die von Erziehenden, 
Schulreformator*innen, Lehrenden an weiterführenden Schulen, Arbeitgeber*innen und anderen als 
unverzichtbare Voraussetzungen für Erfolg in der heutigen Welt eingestuft werden, vor allem im Hinblick 
auf Studiengänge, moderne Berufe und Arbeitsplätze. 
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zwischen öffentlichem und privatem Sektor im Hinblick auf Unternehmertum, Praktika 

und Lehrstellen sowie die Beratung über schulisch-akademische und berufliche 

Möglichkeiten. Die Staaten sollten zudem Informationen über die Rechte von 

Arbeitnehmer*innen verbreiten, u.a. über ihre Rechte in Bezug auf die Mitgliedschaft in 

Gewerkschaften und Berufsverbänden. 

 Freizeit, Erholung und Kunst 

75.  Das Recht Jugendlicher auf Ruhe und Erholung sowie die freiwillige Teilnahme an 

Spiel, Freizeitaktivitäten und künstlerischen Betätigungen online ebenso wie offline ist von 

grundlegender Bedeutung für die Herausbildung ihres Identitätsgefühls und ermöglicht es 

ihnen, ihre eigene Kultur kennenzulernen, neue Kunstformen zu erschaffen, Beziehungen zu 

knüpfen und sich als Menschen weiterzuentwickeln. Freizeit, Erholung und Kunst geben 

Jugendlichen ein Gefühl der Einzigartigkeit, das einen hohen Stellenwert für ihr Recht auf 

Menschenwürde, optimale Entwicklung, freie Meinungsäußerung, Partizipation und 

Privatsphäre hat. Mit Bedauern stellt der Ausschuss fest, dass diese Rechte in der Jugend, 

insbesondere bei Mädchen, in großem Umfang vernachlässigt werden. Oft sind es eine 

ängstliche, feindselige Einstellung gegenüber Jugendlichen im öffentlichen Raum und ein 

Mangel an jugendgerechter Stadtplanung, Bildungs- und Freizeitinfrastruktur, die 

Freizeitaktivitäten und sportliche Betätigungen hemmen. Der Ausschuss verweist die 

Staaten auf die Kinderrechte gemäß Artikel 31 des Übereinkommens sowie auf seine 

Empfehlungen in der Allgemeinen Bemerkung Nr. 17 (2013) über das Recht des Kindes auf 

Ruhe, Erholung, Spiel, Freizeitaktivitäten, Kunst und Kultur. 

XIII. Besondere Schutzmaßnahmen  

 Migration  

76.  Immer mehr jugendliche Mädchen und Jungen migrieren innerhalb oder außerhalb 

ihres Herkunftslandes auf der Suche nach einem besseren Lebensstandard, Bildung oder 

Familienzusammenführung. Für viele von ihnen bietet die Migration erhebliche soziale 

und wirtschaftliche Chancen, aber sie birgt auch Risiken wie körperliche Schäden, 

psychische Traumata, Ausgrenzung, Diskriminierung, Fremdenfeindlichkeit sowie sexuelle 

und wirtschaftliche Ausbeutung. Bei Grenzübertritten drohen Razzien und Inhaftierung.35 

Vielen jugendlichen Migranten bleibt der Zugang zu Bildung, Unterkunft, Gesundheit, 

Freizeit, Partizipation, Schutz und sozialer Sicherheit verwehrt. Selbst dann, wenn das 

Recht auf solche Dienste durch Gesetze und politische Leitlinien geschützt ist, sehen sich 

Jugendliche mit administrativen und anderen Hürden konfrontiert, die ihnen den Zugang 

dazu erschweren. Solche Hindernisse können sein: die Forderung von Ausweispapieren 

oder Sozialversicherungsnummern, schädliche und ungenaue 

Altersbestimmungsverfahren, finanzielle und sprachliche Barrieren sowie die Gefahr, dass 

der Zugang zu Diensten letztlich eine Inhaftierung oder Abschiebung zur Folge hat.36  Der 

                                                             

35 Siehe 
www.ohchr.org/Documents/HRBodies/CRC/Discussions/2012/DGD2012ReportAndRecommendations.pdf.  
36 Siehe Fundamental Rights Agency, „Apprehension of migrants in an irregular situation – fundamental 
rights considerations“, 9.10.2012. Abrufbar unter https://fra.europa.eu/sites/default/files/fra-2013-
apprehension-migrants-irregular-situation_en.pdf. 
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Ausschuss verweist die Vertragsstaaten auf seine umfassenden Empfehlungen in Bezug 

auf Kindermigrant*innen.37  

77.  Artikel 22 des Übereinkommens erkennt an, dass geflüchtete und asylsuchende 

Kinder besonderer Maßnahmen bedürfen, um in den Genuss ihrer Rechte zu kommen und 

von den zusätzlichen Garantien im Rahmen des internationalen Flüchtlingsschutzsystems 

zu profitieren. Diese Jugendlichen sollten nicht einem beschleunigten 

Abschiebungsverfahren unterworfen werden, sondern für eine Aufnahme im 

Hoheitsgebiet in Betracht kommen und nicht abgeschoben oder abgewiesen werden, 

bevor nicht ihr Kindeswohl ermittelt und ein eventueller Bedarf an internationalem Schutz 

geprüft wurde. Im Einklang mit der Verpflichtung der Vertragsstaaten gemäß Artikel 2, die 

Rechte jedes Kindes in ihrem Hoheitsbereich unabhängig von seinem Status zu achten und 

zu gewährleisten, sollten diese für unbegleitete und von den Eltern getrennte geflüchtete 

und asylsuchende Jugendliche ebenso wie für jugendliche Migrant*innen alters- und 

geschlechtsspezifische Rechtsvorschriften einführen, die auf dem Prinzip des Kindeswohls 

basieren, der Prüfung des Schutzbedarfs Vorrang vor der Feststellung des 

Einwanderungsstatus geben, Inhaftierungen aufgrund der Einwanderung untersagen und 

sich auf die Empfehlungen in der Allgemeinen Bemerkung Nr. 6 (2005) zur Behandlung 

von unbegleiteten und von ihren Familien getrennt und außerhalb ihres Herkunftslandes 

lebenden Kindern stützen, die der besonderen Schutzbedürftigkeit dieser Jugendlichen 

Rechnung tragen.38 Die Staaten sollten überdies mit geeigneten Maßnahmen gegen die 

Faktoren vorgehen, die Jugendliche zur Migration veranlassen, und denen diejenigen 

ausgesetzt sind, die nach der Ausreise ihrer Eltern zurückbleiben; zu diesen Gefährdungen 

und Rechtsverletzungen gehören Schulabbruch, Kinderarbeit, Anfälligkeit für Gewalt und 

kriminelle Aktivitäten und beschwerliche häusliche Pflichten. 

 Menschenhandel 

78.  Viele Jugendliche sind dem Risiko ausgesetzt, aus wirtschaftlichen Gründen oder 

zum Zweck sexueller Ausbeutung verkauft zu werden. Der Ausschuss appelliert an die 

Vertragsstaaten, einen umfassenden, systematischen Mechanismus für die Erhebung von 

Daten über den Verkauf, den Handel mit und die Entführung von Kindern einzurichten 

und dabei sicherzustellen, dass sie diese Daten aufschlüsseln und Kinder in extrem 

gefährdeten Situationen besonders berücksichtigen. Die Staaten sollten zudem in 

Angebote zur Rehabilitation, Wiedereingliederung und psychosozialen Betreuung der 

Opfer von Kinderhandel investieren. Zu berücksichtigen ist dabei die 

geschlechtsspezifische Dimensionen der Gefährdung und Ausbeutung. Mit 

Sensibilisierungskampagnen, auch in den sozialen Medien, sollten Eltern und Kinder auf 

die Gefahren des nationalen und internationalen Menschenhandels aufmerksam gemacht 

werden. Die Staaten werden aufgefordert, das Fakultativprotokoll zum Übereinkommen 

über die Rechte des Kindes betreffend den Verkauf von Kindern, die Kinderprostitution 

und die Kinderpornografie zu ratifizieren und ihre Gesetze entsprechend zu 

harmonisieren. 

                                                             

37 Siehe oben, Fußnote 35. 
38 Siehe Allgemeine Bemerkung Nr. 6 (2005) über die Behandlung unbegleiteter, von ihren Familien 
getrennt und außerhalb ihres Herkunftslandes lebender Kinder. 
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 Konflikt- und Krisensituationen 

79.  Bewaffnete Konflikte und humanitäre Katastrophen führen zum Zusammenbruch 

sozialer Normen sowie familiärer und gemeinschaftlicher Unterstützungsstrukturen. Viele 

vertriebene und von einer Krise betroffene Jugendliche sehen sich gezwungen, wie 

Erwachsene Verantwortung zu übernehmen, und sind dabei der Gefahr von sexueller und 

geschlechtsspezifischer Gewalt, Kinder- und Zwangsheirat und Menschenhandel 

ausgesetzt. Darüber hinaus ist Jugendlichen in solchen Situationen sehr wahrscheinlich 

der Zugang zu Bildung, Berufsausbildung, sicheren Beschäftigungsmöglichkeiten und 

angemessenen sexuellen und reproduktiven Gesundheitsdiensten und Informationen 

verwehrt; oft sind sie mit Isolation, Diskriminierung und Stigmatisierung und psychischen 

Problemen konfrontiert und setzen sich selbst Risiken aus. 

80.  Der Ausschuss stellt besorgt fest, dass humanitäre Maßnahmen oft nicht auf die 

besonderen Bedürfnisse und Rechte von Jugendlichen eingehen. Er fordert die 

Vertragsstaaten deshalb auf, dafür zu sorgen, dass Jugendliche systematisch die 

Möglichkeit erhalten, eine aktive Rolle bei der Erarbeitung und Gestaltung von 

Schutzsystemen und Versöhnungs- und Friedensprozessen zu spielen. Konkret für den 

Wiederaufbau nach Konflikten und die Übergangsphase vorgesehene Investitionen sollten 

als Chance für Jugendliche gesehen werden, einen Beitrag zur wirtschaftlichen und 

sozialen Entwicklung, zur Stärkung der Resilienz und zum friedlichen Übergang ihres 

Landes zu leisten. Darüber hinaus sollten sich auch Notfallpläne an Jugendliche richten 

und ihre Vulnerabilität und ihr Recht auf Schutz ebenso berücksichtigen wie ihre 

potenzielle Rolle bei der Unterstützung von Gemeinschaften und bei der 

Risikobegrenzung. 

 Rekrutierung für bewaffnete Streitkräfte und Gruppen  

81.  Der Ausschuss äußert sich zutiefst besorgt darüber, dass heranwachsende Jungen 

und Mädchen unter anderem über soziale Medien von offiziellen Streitkräften, 

bewaffneten Gruppen und Milizen rekrutiert werden. Er ruft alle Vertragsstaaten zur 

Ratifizierung des Fakultativprotokolls zum Übereinkommen über die Rechte des Kindes 

betreffend die Beteiligung von Kindern an bewaffneten Konflikten auf. Er sorgt sich zudem 

über die Empfänglichkeit von Jugendlichen für terroristische Propaganda, extremistische 

Ansichten und die Beteiligung an terroristischen Aktivitäten. Mit Umfragen bei 

Jugendlichen sollte erforscht werden, welche Faktoren sie zu solchen Aktivitäten 

verleiten; anhand der Ergebnisse sollten die Staaten entsprechende Maßnahmen 

ergreifen, wobei besonderes Augenmerk auf die Förderung der sozialen Integration gelegt 

werden sollte. 

82.  Die Staaten sollten die Rückholung und geschlechtsspezifische Wiedereingliederung 

von Jugendlichen – auch jugendlichen Migrant*innen – sicherstellen, die zu Streitkräften 

und bewaffneten Gruppen rekrutiert wurden, und die Einbeziehung oder den Einsatz von 

Jugendlichen in Konflikte ebenso untersagen wie Friedens- oder 

Waffenstillstandsverhandlungen und -abkommen mit bewaffneten Gruppen.39 Die Staaten 

sollten Möglichkeiten für die Beteiligung von Jugendlichen an Friedensbewegungen und  in 

                                                             

39 Siehe A/68/267, Ziff. 81–87. 
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lokalen Gemeinschaften verwurzelte Peer-to-Peer-Ansätze zur gewaltfreien 

Konfliktlösung unterstützen, um die Tragfähigkeit und kulturelle Angemessenheit der 

Interventionen zu gewährleisten. Der Ausschuss appelliert an die Vertragsstaaten, mit 

strikten Maßnahmen sicherzustellen, dass Fälle von konfliktbedingter sexueller Gewalt, 

sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch sowie anderer Verletzungen der 

Menschenrechte Jugendlicher unverzüglich und angemessen geahndet werden. 

83.  Dem Ausschuss ist bewusst, dass in vielen Teilen der Welt Jugendliche von 

kriminellen Banden rekrutiert werden, die oft soziale Unterstützung, eine Quelle des 

Lebensunterhalts, Schutz und ein Gefühl der Identität bieten, wenn es an Möglichkeiten 

fehlt, all dies durch legale Aktivitäten zu erreichen. Das Klima der Angst, Unsicherheit, 

Bedrohung und Gewalt, das mit der Mitgliedschaft in solchen Banden einhergeht, steht 

jedoch der Verwirklichung der Rechte von Jugendlichen entgegen und bildet einen der 

Hauptgründe für die Migration von Jugendlichen. Anstatt auf offensive 

Strafverfolgungsmaßnahmen zu setzen, empfiehlt der Ausschuss den Staaten, die 

Entwicklung umfassender öffentlicher Maßnahmen zu forcieren, um die Ursachen von 

Jugendgewalt und Banden zu bekämpfen. Dies erfordert Investitionen in 

Präventionsmaßnahmen für gefährdete Jugendliche, Interventionen, die Jugendliche zum 

Ausstieg aus Gangs ermutigen, Rehabilitierung und Wiedereingliederung von 

Bandenmitgliedern, eine opferorientierte Justiz und die Schaffung kommunaler Bündnisse 

gegen Kriminalität und Gewalt, wobei der Schwerpunkt auf Schule, Familie und 

Maßnahmen zur sozialen Eingliederung liegen sollte. Der Ausschuss ruft die Staaten auf, 

auch die Jugendlichen angemessen zu berücksichtigen, die im Zusammenhang mit 

gewaltsamen kriminellen Banden gezwungen sind, ihr Land zu verlassen, und ihnen 

Flüchtlingsstatus zu gewähren. 

 Kinderarbeit 

84.  Der Ausschuss betont, dass alle Jugendlichen Anspruch auf Schutz vor 

wirtschaftlicher Ausbeutung und den schlimmsten Formen der Kinderarbeit haben. Er ruft 

die Staaten dringend auf zur Umsetzung der Bestimmungen von Artikel 32 (2) des 

Übereinkommens über die Rechte des Kindes sowie des Übereinkommens Nr. 138 über 

das Mindestalter (Internationalen Arbeitsorganisation, 1973) und des Übereinkommens 

Nr. 182 über die schlimmsten Formen der Kinderarbeit (1999). 

85.  Die Heranführung an altersgerechte Arbeitsformen spielt eine wichtige Rolle für die 

Entwicklung von Jugendlichen, denn sie dient dem Erwerb von Fertigkeiten und versetzt 

sie in die Lage, Verantwortung zu übernehmen und ggf. zum wirtschaftlichen Wohlstand 

ihrer Familien beizutragen und sich Zugang zu Bildung zu verschaffen. Die Bekämpfung 

der Kinderarbeit sollte umfassende Maßnahmen einschließen wie den Übergang von der 

Schule in den Beruf, die soziale und wirtschaftliche Entwicklung, Programme zur 

Beseitigung der Armut und den allgemeinen, kostenlosen Zugang zu hochwertiger, 

integrativer Grund- und Sekundarschulbildung. Hervorzuheben ist, dass Jugendliche mit 

Erreichen des national gesetzlich verankerten Mindestarbeitsalters, das im Einklang mit 

internationalen Standards und der Schulpflicht stehen sollte, Anspruch darauf haben, 

leichte Arbeiten unter angemessenen Bedingungen zu verrichten, wobei ihre Rechte auf 

Bildung und auf Ruhephasen, Erholung, Spiel, Freizeitaktivitäten, Kunst und Kultur 

gebührend zu achten sind. 
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86.  Der Ausschuss empfiehlt den Staaten, den Übergang von einer Phase zur anderen zu 

regeln, um eine Balance zwischen der positiven Rolle der Arbeit im Leben der 

Jugendlichen und der Gewährleistung ihres Rechts auf eine diskriminierungsfreie 

Schulpflicht herzustellen. Die Schulbildung und die Einführung in menschenwürdige 

Arbeit sollten koordiniert werden, damit beides im Leben von Jugendlichen leichter 

miteinander zu vereinbaren ist; bestimmende Faktoren sind dabei ihr Alter und die 

effektiven Mechanismen für die Regulierung dieser Arbeit und für eine Entschädigung 

jugendlicher Opfer von Ausbeutung. Der Schutz aller Kinder unter 18 Jahren vor 

gefährlicher Arbeit sollte vorgeschrieben und mit einer eindeutigen Liste schädlicher 

Tätigkeiten konkretisiert werden. Dabei sollte prioritär die Verhütung schädlicher Arbeit 

und Arbeitsbedingungen im Vordergrund stehen. Besonderes Augenmerk sollte jungen 

weiblichen Haushaltshilfen und anderen „unsichtbaren" Arbeitnehmer*innen gelten. 

 Justiz und Jugend  

87.  Jugendliche kommen dann mit der Justiz in Berührung, wenn sie mit dem Gesetz in 

Konflikt geraten, Opfer oder Zeug*innen einer Straftat werden oder aus anderen Gründen, 

z.B. im Zusammenhang mit Betreuung, Sorgerecht oder Schutz. Die Vulnerabilität von 

Jugendlichen als Opfer von Straftaten ebenso wie als Täter*innen sollte mit 

entsprechenden Maßnahmen verringert werden. 

88.  Die Vertragsstaaten werden zur Einführung eines umfassenden Jugendstrafrechts 

aufgerufen, das im Einklang mit den Artikeln 37 und 40 des Übereinkommens und den 

Leitlinien der Vereinten Nationen zur Verhütung der Jugendkriminalität den Schwerpunkt 

bei der Bekämpfung der sozialen Faktoren und Grundursachen auf eine opferorientierte 

Justiz, außergerichtliche Verfahren, Alternativen zu Haftstrafen und präventive 

Interventionen legt. In Übereinstimmung mit den Empfehlungen in der Allgemeinen 

Bemerkung Nr. 10 (2007) zu Kinderrechten in der Jugendgerichtsbarkeit sollte im 

Mittelpunkt die Rehabilitation und Wiedereingliederung stehen, auch bei Jugendlichen, die 

in sogenannte terroristische Aktivitäten verwickelt sind. Eine Haft sollte nur als letztes 

Mittel und für den kürzesten angemessenen Zeitraum in Betracht kommen; dabei sollten 

Jugendliche von Erwachsenen getrennt inhaftiert werden. Der Ausschuss unterstreicht die 

Notwendigkeit eines Verbots der Todesstrafe sowie lebenslanger Haft für Verbrechen, die 

im Alter unter 18 Jahren begangen wurden. Der Ausschuss ist sehr besorgt darüber, dass 

zahlreiche Vertragsstaaten eine Senkung des Strafmündigkeitsalters anstreben, und 

fordert die Staaten auf, das Strafmündigkeitsalter bei 18 Jahren zu belassen. 

XIV.  Internationale Zusammenarbeit 

89.  Der Ausschuss betont, dass die Umsetzung des Übereinkommens für die 

Vertragsstaaten eine Gemeinschaftsaufgabe darstellt, und unterstreicht die Notwendigkeit 

der internationalen Zusammenarbeit. Der Ausschuss ruft die Vertragsstaaten dazu auf, 

hierzu beizutragen und gegebenenfalls bei der Umsetzung der Rechte Jugendlicher die 

fachliche Unterstützung der Vereinten Nationen und regionaler Organisationen in 

Anspruch zu nehmen.  
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XV.  Verbreitung 

90.  Der Ausschuss empfiehlt den Vertragsstaaten, die vorliegende Allgemeine 

Bemerkung breit gestreut an alle Beteiligten, insbesondere innerhalb ihrer Parlamente 

und auf allen Regierungsebenen einschließlich der Ministerien, Ämter und 

kommunalen/lokalen Behörden sowie an alle Jugendlichen zu verteilen. Der Ausschuss 

empfiehlt darüber hinaus, die vorliegende Allgemeine Bemerkung in alle relevanten 

Sprachen übersetzen und in jugendgerechten Fassungen sowie in Formaten übertragen zu 

lassen, die für Jugendliche mit Behinderungen geeignet sind. 


